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PRÄAMBEL

Die Kirche versteht sich als „Zeichen und Werkzeug für die innigste Vereinigung mit 
Gott wie für die Einheit der ganzen Menschheit“1. Sie muss sich daher im Auftrag 
Christi und in der Kraft des Geistes wie Jesus Christus selbst, der in ihr und durch 
sie gegenwärtig ist, den Menschen in ihren vielfältigen Nöten zuwenden und ihnen 
durch Wort und Tat die Liebe und das Leben Gottes schenken2. So eröffnet sie den 
Menschen einen Weg in die Zukunft und hilft ihnen, aus der Kraft der Hoffnung die 
Gegenwart zu meistern.

Diese Sendung kann die Kirche nur erfüllen, wenn das ganze Gottesvolk und jedes 
seiner Glieder die Verantwortung dafür erkennt und übernimmt. Das Zweite Vatika-
nische Konzil weist auf diese gemeinsame und besondere Verantwortung immer wie-
der hin3. Die Gemeinsame Synode der Bistümer in der Bundesrepublik Deutschland 
hat vor allem in den Beschlüssen „Verantwortung des gesamten Gottesvolkes für die 
Sendung der Kirche“ und „Die pastoralen Dienste in der Gemeinde“ die Ergebnisse 
des Konzils auf die Situation der Kirche in unserem Land hin konkretisiert.

Im Rahmen der gesamtkirchlichen Ordnung soll die Synodalordnung für das Bistum 
Limburg die gemeinsame Verantwortung aller Glieder des Gottesvolkes – Bischöfe, 
Priester, Diakone und Laien – für die Sendung der Kirche im Bistum und zugleich die 
besondere Eigenart der einzelnen Träger dieser Verantwortung darstellen und regeln.

Damit wird aufgegriffen und weitergeführt, was im Bistum Limburg seit Jahrzehnten 
als „gemeinsamer Weg“ (Synodos) gelebt und erfahren wird: Die am 07.10.1947 
veröffentlichten „Satzungen der Katholischen Aktion im Bistum Limburg“ haben 
während zwanzig Jahren sowohl den apostolischen Einsatz der Laien wie das Zusam-
menwirken von Bischof, Priestern und Laien auf der Ebene der Gemeinde, der Bezirke 
und des Bistums angeregt, gestützt und gefördert. Sie wurden am 01.12.1968 durch 
eine vorläufige „Synodalordnung für das Bistum Limburg“ abgelöst, welche im An-
schluss an die Beschlüsse des Zweiten Vatikanischen Konzils erarbeitet worden war 
und nach einer Zeit der Erprobung eine endgültige Form finden sollte.

Die Erfahrungen mit dieser Synodalordnung in den verschiedenen Gremien des Bis-
tums einerseits, die Beschlüsse der Gemeinsamen Synode und die gesamtkirchlichen 
Weisungen andererseits, haben in dem nun vorliegenden Text der Synodalordnung 
ihren Niederschlag gefunden. Diese Ordnung dient dem Ziel, dass Bischof, Priester, 
Diakone und Laien in synodalen Gremien einen gemeinsamen Weg suchen, um den 
Heilsauftrag Christi in der Kirche entsprechend den Anforderungen unserer Zeit zu 
erfüllen.

SynO
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Zum Volke Gottes gehören Männer wie Frauen in gleicher Weise. Der „Gleichheit 
nach dem Evangelium“ und der „Gleichberechtigung von Frau und Mann vor den 
großen Taten Gottes, wie sie im Wirken und Reden Jesu von Nazareth offenkundig 
geworden ist“4, entspricht es, dass nach der Synodalordnung selbstverständlich alle 
Ämter und Dienste, die Laien ausüben können, Frauen und Männern offen stehen.

Synodale Gremien im spezifischen Sinn sind die Räte, in denen Bischof und Priester 
mit den Vertretern des Gottesvolkes in allen Aufgaben der Kirche zusammenwirken, 
die eines gemeinsamen Planens und Handelns bedürfen. Es sind dies
a)	 auf der Ebene der Kirchengemeinde: der Pfarrgemeinderat;
b)	auf der Ebene des Bezirks: der Bezirkssynodalrat;
c)	 auf der Ebene der Diözese: der Diözesansynodalrat.

In Beziehung zu den Räten und als Wahlgremien bestehen außerdem Körperschaf-
ten, in denen Laien, Geistliche und Ordensleute ihre Erfahrungen austauschen und 
ihre gesellschaftliche Verantwortung durch gemeinsame Beratungen und Entschlie-
ßungen wahrnehmen. Es sind dies
a)	 auf der Ebene der Kirchengemeinde: der Pfarrgemeinderat, der zusätzlich zu sei-

ner Aufgabe als Synodalrat der Pfarrgemeinde auch diese Funktion ausübt;
b)	auf der Ebene des Bezirks: die Bezirksversammlung;
c)	 auf der Ebene der Diözese: die Diözesanversammlung.

Der Priesterrat ist die Vertretung des Presbyteriums der Diözese. Er berät den Bischof 
in allen Fragen, die Dienst und Leben der Priester betreffen.

Der Diakonenrat repräsentiert die Ständigen Diakone des Bistums Limburg und berät 
den Diözesanbischof in Bezug auf Dienst und Lebensverhältnisse sowie auf die Aus- 
und Fortbildung der Ständigen Diakone.

Der Ordensrat ist die vom Bischof anerkannte Arbeitsgemeinschaft der Ordensleute 
im Bistum Limburg. Er dient dazu, gegenseitig Erfahrungen auszutauschen und der 
Bistumsleitung Vorschläge zur Zusammenarbeit zwischen den Ordensgemeinschaf-
ten und der Diözese zu unterbreiten.

Die Gemeinderäte der Gemeinden von Katholiken anderer Muttersprache und der 
Rat der Gemeinden von Katholiken anderer Muttersprache sind zusätzlich Vertre-
tungskörperschaften der in der Diözese lebenden Katholiken anderer Muttersprache.

SynO
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Priesterrat, Diakonenrat, Ordensrat und der Rat der Gemeinden von Katholiken an-
derer Muttersprache nehmen an der Arbeit des Diözesansynodalrates durch von ih-
nen entsandte Vertreter teil.

Für die Verwaltung des Kirchenvermögens bzw. für die Wahrnehmung von Aufgaben 
im Zusammenhang mit der Diözesankirchensteuer sind Gremien tätig, deren Mitglie-
der überwiegend von den Räten gewählt werden. Es sind dies
a)	 auf der Ebene der Kirchengemeinde: der Verwaltungsrat;
b)	auf der Ebene der Diözese: der Diözesankirchensteuerrat.

Für das Leben der Kirche und ihre Präsenz in der Gesellschaft ist eine in Verbänden 
organisierte Form des Apostolates von großer Bedeutung. Als freiwillige Zusammen-
schlüsse von Katholiken sind die katholischen Verbände in eigener Initiative und Ver-
antwortung tätig. Räte und Verbände ergänzen sich gegenseitig5.

SynO

1 	 Zweites Vatikanisches Konzil, Dogmatische Konstitution über die Kirche, Nr. 1.
2 	 Vgl. Gemeinsame Synode der Bistümer in der Bundesrepublik Deutschland, Beschluss: Die pastoralen Dienste in 

der Gemeinde; 2.2.1.
3 	 Zweites Vatikanisches Konzil, Dekret über das Apostolat der Laien, Nr. 1; Dogmatische Konstitution über die 

Kirche, Nr. 30-38; Konstitution über die heilige Liturgie, Nr. 26-40; Dekret über die Hirtenaufgabe der Bischöfe 
in der Kirche, Nr. 16-18.

4 	 Johannes Paul II., Mulieris dignitatem Nr. 16.
5 	 Vgl. Gemeinsame Synode der Bistümer in der Bundesrepublik Deutschland, Beschluss: Verantwortung des 

ganzen Gottesvolkes für die Sendung der Kirche, Teil II.
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Artikel I
ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

Die Vorschriften der §§ 1 bis 11 gelten für alle in dieser Synodalordnung genannten 
Gremien, sofern für einzelne Gremien nichts anderes festgelegt ist.

§ 1 Wahlberechtigung

(1) 	 a)	 Wahlberechtigt zum Pfarrgemeinderat sind die Katholiken, die am Wahltag 
das sechzehnte Lebensjahr vollendet und in der Kirchengemeinde seit vier 
Wochen ihren Hauptwohnsitz haben.

	 b)	 Wahlberechtigt sind auch Katholiken, die ihren Hauptwohnsitz nicht in der 
Kirchengemeinde, jedoch im Bistum Limburg haben, sofern sie am Leben der 
Pfarrei aktiv teilnehmen, nicht für einen anderen Pfarrgemeinderat kandidie-
ren und die übrigen Voraussetzungen für die Wahlberechtigung erfüllen. Sie 
haben spätestens vier Wochen vor dem Wahltag durch eine Bescheinigung 
des Pfarramts ihrer Wohnortpfarrei nachzuweisen, dass sie aus dem dortigen 
Wählerverzeichnis ausgetragen werden.

	 c)	 Das Wahlrecht darf nur in einer Kirchengemeinde ausgeübt werden.

(2)		 Wahlberechtigt zu den synodalen Gremien der Bezirks- und Diözesanebene sind 
die stimmberechtigten Mitglieder der Wahlgremien.

(3)		 Nicht wahlberechtigt ist derjenige,
	 a) 	wer nach den Bestimmungen des staatlichen Rechts aus der Kirche ausgetre-

ten ist oder
	 b)	 wer durch kirchenbehördlichen Entscheid von den allen Kirchengliedern zu-

stehenden Rechten ausgeschlossen ist.

§ 2 Wählbarkeit

(1)		 Wählbar sind wahlberechtigte Katholiken, die
	 a)	 das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben;
	 b)	 das Sakrament der Firmung empfangen haben;
	 c)	 im Bistum Limburg am Wahltag seit mindestens drei Monaten ihren Haupt-

wohnsitz haben;
	 d)	 ordnungsgemäß zur Wahl vorgeschlagen sind und ihrer Kandidatur zuge-

stimmt haben.

SynO
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(2)		 Wählbar für den Pfarrgemeinderat sind auch Katholiken, die ihren Hauptwohn-
sitz nicht in der Kirchengemeinde, jedoch im Bistum Limburg haben, sofern sie 
am Leben der Pfarrei aktiv teilnehmen, nicht für einen anderen Pfarrgemeinderat 
kandidieren und die übrigen Wählbarkeitsvoraussetzungen erfüllen. Ihre Zahl 
darf ein Drittel der Zahl der nach § 16 Abs. 1 Buchst. b zu wählenden Mitglieder 
nicht übersteigen.

(3)		 In die synodalen Gremien können Geistliche, Ordensleute und Laien gewählt 
werden.

(4)		 Nicht wählbar sind Beschäftigte im kirchlichen Dienst
	 a)	 in der Pfarrei tätige Personen für den Pfarrgemeinderat. Dies gilt nicht für 

Aushilfskräfte, die weniger als drei Monate im Jahr beschäftigt sind.
	 b)	 auf der Ebene des Bezirks tätige Personen für die Bezirksversammlung und 

den Bezirkssynodalrat;
	 c)	 auf der Ebene des Bistums tätige Personen für die Diözesanversammlung und 

den Diözesansynodalrat.

(5)		 Für den Pfarrgemeinderat sind nebenberuflich als Diakone in der Pfarrei tätige 
Personen nicht wählbar.

(6)		 Für den Diözesansynodalrat sind die Mitglieder der Plenarkonferenz des Bischöf-
lichen Ordinariates nicht wählbar.

(7)		 Nach zweimaliger Wiederwahl als Vorsitzender eines synodalen Gremiums ist 
das Mitglied für die folgende Amtszeit als Vorsitzender nicht wählbar.

§ 3 Einspruchsrecht und Wahlprüfungskammer

(1)		 Gegen die Gültigkeit von Wahlen kann jeder Wahlberechtigte innerhalb einer 
Frist von zwei Wochen nach dem Wahltag Einspruch einlegen. Der Einspruch 
ist schriftlich beim Bischöflichen Ordinariat - Diözesansynodalamt - einzureichen 
und zu begründen.

		 Maßgebend für die Wahrung der Frist ist das Datum des Poststempels.

(2)		 Dem Kirchenanwalt beim Bischöflichen Gericht steht das Einspruchsrecht inner-
halb einer Frist von sechs Monaten nach der Wahl zu.

(3)		 Die Erledigung des Einspruchs geschieht gemäß der „Ordnung für das Wahlprü-
fungsverfahren im Bistum Limburg“.

(4)		 Der Einspruch hindert weder die Konstituierung noch die weitere Arbeit des je-
weiligen Gremiums, es sei denn, die Wahlprüfungskammer bzw. der Einspruch-
sausschuss hätte eine dem entgegenstehende einstweilige Anordnung erlassen.
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(5)		 Beim Bischöflichen Offizialat werden eine oder mehrere Wahlprüfungskammern 
gebildet. Sie entscheiden über alle eingelegten Einsprüche oder Beschwerden 
bei Wahlen zu synodalen Gremien.

(6)		 Eine Wahlprüfungskammer besteht aus dem Vorsitzenden und zwei Beisitzern. 
Ihre Amtszeit beginnt am Tag der Wahlen zu den Pfarrgemeinderäten und dau-
ert bis zu den Pfarrgemeinderatswahlen für die nächste Amtszeit.

(7)		 Der Vorsitzende einer Wahlprüfungskammer wird von dem für den synodalen 
Bereich zuständigen Bischofsvikar aus den beim Bischöflichen Gericht tätigen 
Richtern ernannt. Die Beisitzer werden vom Diözesansynodalrat gewählt. So-
wohl für den Vorsitzenden der Wahlprüfungskammer als auch für die Beisitzer 
sind Stellvertreter zu benennen. Sie müssen die Befähigung zum Richteramt ha-
ben und dürfen nicht im kirchlichen Dienst stehen. Scheidet ein Vorsitzender 
oder ein Beisitzer vorzeitig aus, so ist für den Rest der Amtsdauer ein neuer 
Vorsitzender zu ernennen bzw. Beisitzer zu wählen.

(8)		 Sofern mehrere Wahlprüfungskammern gebildet werden, ist die territoriale Zu-
ständigkeit jeder Kammer festzulegen. Über Einsprüche bei Wahlen zu synoda-
len Gremien auf Bistumsebene entscheidet unabhängig vom Ort der Wahl die 
für den Bezirk Limburg zuständige Wahlprüfungskammer.

(9)		 Die Arbeit der Wahlprüfungskammern richtet sich nach der „Ordnung für das 
Wahlprüfungsverfahren im Bistum Limburg“.

(10)		Für die Überprüfung der Wahl der Gemeinderäte sowie die Wahlen in den Ge-
meinderäten der Gemeinden von Katholiken anderer Muttersprache wird ein 
Einspruchsausschuss gebildet. Er besteht aus einem von dem für den synodalen 
Bereich zuständigen Bischofsvikar zu ernennenden kirchlichen Richter als Vor-
sitzendem. Beisitzer sind der jeweilige Referent für die Belange der Katholiken 
anderer Muttersprache im Bischöflichen Ordinariat und ein Katholik anderer 
Muttersprache, der vom Bischofsvikar für das jeweilige Verfahren berufen wird 
und der betreffenden Nationalität angehören soll. Der Einspruchsausschuss ist in 
seinem Verfahren frei; er entscheidet endgültig.

§ 4 Nachrücken von Ersatzmitgliedern und Nachwahlen

Das Nachrücken von Ersatzmitgliedern des Pfarrgemeinderates und die Nachwahlen 
für Mitglieder synodaler Gremien sind in den jeweiligen Wahlordnungen geregelt.

§ 5 Mandatsverlust und Abwahl

(1)		 Mitglieder synodaler Gremien verlieren ihr Mandat durch Verzicht, durch Verlust der 
Wählbarkeit oder durch Wahlprüfungsentscheid, der die Wahl für ungültig erklärt.

SynO
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(2)		 Die Aufgabe des Hauptwohnsitzes in der Kirchengemeinde führt dann nicht 
zum Verlust des Mandates, wenn die in § 2 Abs. 2 festgelegte Höchstzahl noch 
nicht erreicht ist und das betreffende Pfarrgemeinderatsmitglied vor dem Umzug 
gegenüber dem Vorstand des Pfarrgemeinderates schriftlich erklärt, sein Mandat 
weiter wahrnehmen zu wollen.

(3)		 Der Bischof kann Mitgliedern synodaler Gremien aus einem wichtigen Grund 
durch einen schriftlichen begründeten Bescheid das Mandat und gegebenenfalls 
auch die Wählbarkeit entziehen. Vor seiner Entscheidung wird der Bischof diese 
Mitglieder und das synodale Gremium, denen sie angehören, sowie eine vom 
Diözesansynodalrat gemäß § 80 Abs. 9 berufene Kommission hören. Die Vor-
schrift des Kirchenvermögensverwaltungsgesetzes über den Entzug des Manda-
tes bleibt unberührt.

(4)		 Gewählte Vorstandsmitglieder können von zwei Dritteln der stimmberechtigten 
Mitglieder des Gremiums, das den Vorstand gewählt hat, durch die Wahl neuer 
Vorstandsmitglieder abgewählt werden.

§ 6 Amtszeit

(1)		 Die Amtszeit der synodalen Gremien dauert vier Jahre. Sie endet mit der Konsti-
tuierung des nachfolgenden Gremiums. Kommt die Wahl eines Gremiums nicht 
zustande, endet seine Amtszeit und die seiner Ausschüsse zu dem Zeitpunkt, an 
dem die Konstituierung des neu gewählten Gremiums gemäß der entsprechen-
den Ordnung spätestens hätte stattfinden müssen.

(2)		 Die Amtszeit des Jugendsprechers und seines Stellvertreters dauert zwei Jahre. 
Sie endet zwei Jahre nach Konstituierung des Pfarrgemeinderates oder mit der 
Konstituierung des nachfolgenden Pfarrgemeinderates.

(3)		 Der Bischof setzt die Termine für die Wahlen zu den einzelnen Gremien fest. Er 
kann im Einzelfall Neuwahlen für den Rest der Amtszeit anordnen.

§ 7 Beschlussfassung

(1)		 Die Beschlussfähigkeit ist gegeben, wenn ordnungsgemäß eingeladen wurde 
und wenigstens die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Ist 
trotz ordnungsgemäßer Einladung mehr als die Hälfte der stimmberechtigten 
Mitglieder nicht erschienen, muss mit entsprechender Begründung zu einer neu-
en Sitzung eingeladen werden. Die neue Sitzung ist frühestens zwei Wochen 
später anzuberaumen. Sie ist zu den wiederholten Tagesordnungspunkten ohne 
Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig.

SynO
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(2)		 Abgestimmt wird durch Handzeichen. Soweit nicht anders bestimmt ist, ent-
scheidet die einfache Mehrheit. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. Die Ab-
stimmung ist geheim durchzuführen, wenn ein Mitglied es beantragt.

(3)		 Alle Wahlen sind geheim. Bei der Berufung von Mitgliedern für Ausschüsse kann 
davon abgewichen werden, wenn sich kein Widerspruch erhebt.

§ 8 Vorstandswahlen

(1)		 Der Vorsitzende, seine Stellvertreter und gegebenenfalls die weiteren Vorstands-
mitglieder werden in getrennten Wahlen gewählt.

(2)		 Zum Vorsitzenden ist gewählt, wer im ersten Wahlgang mehr als die Hälfte der 
Stimmen der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder erhält. Wird ein zweiter 
Wahlgang erforderlich, ist gewählt, wer die meisten Stimmen erhält. Bei Stim-
mengleichheit im zweiten Wahlgang erfolgt eine Stichwahl. Bei erneuter Stim-
mengleichheit entscheidet das Los.

(3)		 Sind mehrere Personen zu wählen, sind im ersten Wahlgang die Kandidaten 
gewählt, welche die meisten Stimmen erhalten, mindestens jedoch mehr als 
die Hälfte der Stimmen der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder. Wird 
ein zweiter Wahlgang erforderlich, sind diejenigen gewählt, welche die meisten 
Stimmen erhalten. Ergibt ein Wahlgang Stimmengleichheit, erfolgt eine Stich-
wahl. Bei erneuter Stimmengleichheit entscheidet das Los.

(4)		 Die Reihenfolge der Stellvertreter ergibt sich aus der Zahl der auf die Kandidaten 
entfallenden Stimmen.

§ 9 Zuwahl und Wahlen in andere Gremien

(1)		 Im ersten Wahlgang sind diejenigen Kandidaten gewählt, welche die meisten 
Stimmen, mindestens jedoch ein Drittel der Stimmen der anwesenden stimmbe-
rechtigten Mitglieder erhalten haben; ergibt sich Stimmengleichheit hinsichtlich 
eines oder mehrerer noch zu wählender Kandidaten, die ein Drittel der Stimmen 
erreichten, erfolgt eine Stichwahl; bei erneuter Stimmengleichheit entscheidet 
das Los. Wird ein zweiter Wahlgang erforderlich, sind diejenigen gewählt, wel-
che die meisten Stimmen erhalten haben; bei Stimmengleichheit entscheidet das 
Los.

(2)		 Die Ordnung für die Wahl der Verwaltungsräte sowie Sonderregelungen in ein-
zelnen Wahlordnungen bleiben unberührt.

SynO
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§ 10 Amtsverschwiegenheit

Die Mitglieder der synodalen Körperschaften sind zur Verschwiegenheit verpflichtet, 
wenn das entsprechende Gremium dies im Einzelfall beschließt.

§ 11 Wahl- und Geschäftsordnungen

(1)		 Der Bischof erlässt nach Anhörung des Diözesansynodalrates Ordnungen für die 
Wahlen zu und in den synodalen Gremien.

(2)		 Jedes synodale Gremium gibt sich eine Geschäftsordnung unter Beachtung der 
Bestimmungen dieser Synodalordnung.

Artikel II
DIE PFARREI

A. Die Ortsgemeinde

§ 12 Begriffsbestimmung

(1)		 Die Pfarrei ist eine pastorale Einheit innerhalb des Bistums; in ihr wird die Kirche 
als Gottesvolk in einem überschaubaren Lebensraum sichtbar und erfahrbar. Die 
Pfarrei besteht aus einer oder mehreren Kirchengemeinden. 

(2)		 Die Kirchengemeinde ist eine örtliche Gebietskörperschaft; sie ist Körperschaft 
des öffentlichen Rechts.

§ 13 Errichtung und Grenzveränderungen

Pfarrei und Kirchengemeinde werden nach Anhörung der betroffenen Pfarrgemein-
deräte und Verwaltungsräte vom Bischof errichtet und in ihren Grenzen festgelegt.

§ 14 Die Leitung der Pfarrei

Der Pfarrer oder ein anderer vom Bischof mit der Leitung der Pfarrei betrauter Priester 
(im folgenden kurz „Pfarrer“ genannt) leitet die Pfarrei kraft seiner Weihe und seiner 
Beauftragung durch den Bischof. Entsprechend der Situation der Pfarrei stehen dem 
Pfarrer Priester, Diakone, Pastoralreferenten und Gemeindereferenten als pastorale 
Mitarbeiter zur Seite, die je nach ihrem Auftrag Anteil an der Leitung der Pfarrei 
haben. Der Pfarrer leitet die Pfarrei im Zusammenwirken mit dem Pfarrgemeinderat 
bzw. den Pfarrgemeinderäten.

SynO
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1. DER PFARRGEMEINDERAT

§ 15 Begriffsbestimmung

In jeder Kirchengemeinde besteht ein Pfarrgemeinderat. Er ist ein von den wahlbe-
rechtigten Gliedern der Kirchengemeinde gewähltes synodales Gremium. Der Pfarr-
gemeinderat dient der Verwirklichung des Auftrages Jesu Christi in seiner Kirche, 
insbesondere durch den Aufbau einer lebendigen Gemeinde.

§ 16 Zusammensetzung des Pfarrgemeinderates

(1)		 Dem Pfarrgemeinderat gehören an
	 a)	 der Pfarrer bzw. der in der Ordnung gemäß c. 543 CIC als amtlicher Dialog-

partner festgelegte Pfarrer einer Priesterequipe gemäß c. 517 § 1 CIC bzw. 
der Leitende Priester nach can. 517 § 2 CIC kraft Amtes; 

		  der Pfarrbeauftragte nach can. 517 § 2 CIC oder die vom Bischöflichen Ordi-
nariat für die Kirchengemeinde bestellte Bezugsperson oder eine zweite aus 
dem Pastoralteam der Pfarrei gewählte Person;

	 b)	 von der Pfarrei gewählte Mitglieder, und zwar
		  in Pfarreien 	 bis 1000 Katholiken		  6 - 10 Mitglieder;
		  in Pfarreien 	 von 1000 bis 3000 Katholiken	 8 - 12 Mitglieder;
		  in Pfarreien 	 von 3000 bis 5000 Katholiken	 10 - 14 Mitglieder;
		  in Pfarreien 	 über 5000 Katholiken		  12 - 20 Mitglieder;
	 c)	 der Jugendsprecher;
	 d)	 von den Mitgliedern gemäß Buchst. a bis c zugewählte Mitglieder, deren An-

zahl ein Drittel der Zahl der Mitglieder gemäß Buchst. b nicht überschreiten 
darf. Die Zuwahl erfolgt durch die Mitglieder des Pfarrgemeinderates gemäß 
Buchst. a bis c und soll die Zusammensetzung des Pfarrgemeinderates so er-
gänzen, dass die Vielfalt des kirchlichen Lebens in der Pfarrei adäquat vertre-
ten ist. Die wahlberechtigten Mitglieder des Pfarrgemeinderates entscheiden 
im Laufe der Amtszeit, ob und in welchem Umfang sie vom Recht der Zuwahl 
Gebrauch machen.

(2)		 Dem Pfarrgemeinderat gehören ohne Stimmrecht, jedoch mit Antrags- und Mit-
spracherecht an

	 a)	 der stellvertretende Vorsitzende des Verwaltungsrates der Kirchengemeinde, 
sofern dieser nicht bereits gemäß Abs. 1 dem Pfarrgemeinderat angehört. 
Falls der Vorsitzende des Verwaltungsrates nicht der Pfarrer oder der vom 
Bischöflichen Ordinariat mit der Leitung der Pfarrei beauftragte Geistliche ist, 
so gilt diese Regelung für den Vorsitzenden des Verwaltungsrates.

	 b)	 der Stellvertreter des Jugendsprechers.
	 c)	 die Vorsitzenden der Ortsausschüsse, sofern sie nicht bereits gemäß Abs. 1 

dem Pfarrgemeinderat angehören.
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	 d)	 die Vorsitzenden der Sachausschüsse, sofern sie nicht bereits gemäß Abs. 1 
dem Pfarrgemeinderat angehören.

	 e)	 ein oder zwei Vertreter des Gemeinderates der Gemeinde von Katholiken 
anderer Muttersprache, die im Gebiet der Pfarrei ihren Dienstsitz hat. Haben 
mehrere Gemeinden von Katholiken anderer Muttersprache im Gebiet der 
Pfarrei ihren Dienstsitz, gehören dem Pfarrgemeinderat zwei Mitglieder an, 
die die Arbeitsgemeinschaft der Gemeinderäte von Katholiken anderer Mut-
tersprache entsendet. 

(3)		 In Kirchengemeinden mit mehreren Orten oder Ortsteilen können diese durch 
Mitglieder entsprechend den Bestimmungen der Ordnung für die Wahl der 
Pfarrgemeinderäte vertreten sein.

(4)		 Das aktive und passive Wahlrecht sowie das Wahlverfahren sind geregelt
	 a)	 für die in Abs. 1 Buchst. b genannten Mitglieder in der „Ordnung für die 

Wahl der Pfarrgemeinderäte im Bistum Limburg“,
	 b)	 für den in Abs. 1 Buchst. c genannten Jugendsprecher und seinen in Abs. 2 

Buchst. c genannten Stellvertreter in der „Ordnung für die Wahl des Jugend-
sprechers in die Pfarrgemeinderäte im Bistum Limburg“.

§ 17 Berater

Zu den Sitzungen bzw. einzelnen Punkten der Tagesordnung des Pfarrgemeinderates 
können als Berater hinzugezogen werden z. B. Vertreter der für die Pfarrei tätigen 
Ordensleute; Vertreter von Militärgemeinden, Studentengemeinden und Gemeinden 
von Katholiken anderer Muttersprache; Vertreter anderer christlicher Gemeinden; 
Vertreter der Zivilgemeinde; Vertreter von Vereinen und Gruppierungen; Vertreter 
der Eltern, der Lehrer, der Betriebe; sonstige Sachkundige.

§ 18 Vorstand des Pfarrgemeinderates

(1)		 Der Pfarrgemeinderat wählt einen Vorsitzenden und mindestens einen Stellver-
treter des Vorsitzenden aus den in § 16 Abs. 1 Buchst. b genannten Mitgliedern.

(2)		 Der Pfarrer oder der Pfarrbeauftragte nach can. 517 § 2 CIC, der Vorsitzende des 
Pfarrgemeinderates und sein(e) Stellvertreter bilden den Vorstand.

(3)		 Der Vorsitzende des Pfarrgemeinderates lädt zu den Sitzungen des Vorstandes 
ein. Der Vorstand ist einzuberufen, wenn ein Mitglied des Vorstandes dies ver-
langt.

(4)		 Der Vorstand bereitet die Sitzungen des Pfarrgemeinderates vor. Er trägt Ver-
antwortung für die Durchführung der Beschlüsse des Pfarrgemeinderates. Der 
Vorsitzende leitet die Sitzungen. Sitzungen des Vorstandes sind nicht öffentlich.
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(5)		 Der Vorsitzende vertritt den Pfarrgemeinderat. Er kann von einem anderen ge-
wählten Vorstandsmitglied vertreten werden.

(6)		 Eine für die Kirchengemeinde vom Bischöflichen Ordinariat bestellte Bezugsper-
son gehört ohne Stimmrecht, jedoch mit Antrags- und Mitspracherecht dem 
Vorstand an.

§ 19 Aufgaben des Pfarrgemeinderates

(1)		 Der Pfarrgemeinderat hat den Auftrag, in den Angelegenheiten, welche die 
Pfarrei betreffen, mitzuwirken. Der Pfarrer und die übrigen Mitglieder informie-
ren sich gegenseitig als Dialogpartner, beraten über alle Angelegenheiten der 
Pfarrei, fassen gemeinsam Beschlüsse und tragen gemeinsam Sorge für deren 
Durchführung.

(2)		 Der Pfarrgemeinderat berät und unterstützt den Pfarrer bei der Erfüllung seiner 
seelsorglichen Aufgaben. Der Pfarrer wird die Wünsche und Anregungen des 
Pfarrgemeinderates bezüglich dieser Aufgaben verwirklichen, sofern nicht seel-
sorgliche oder rechtliche Gründe entgegenstehen.

(3)		 Der Pfarrgemeinderat soll die Empfehlungen des Bezirkssynodalrates an die Pfar-
reien beraten und in seiner Beschlussfassung berücksichtigen.

(4)		 Zu den Aufgaben des Pfarrgemeinderates gehören
	 a)	 die Mitwirkung bei der Planung des Dienstes der Pfarrei. Der Pfarrgemeinde-

rat hat insbesondere
	 -	 die Lebenssituation der verschiedenen Gruppen der Pfarrei zu sehen und 

ihr in der pastoralen und sozialen Arbeit gerecht zu werden;
	 -	 eine Rangordnung für die anstehenden Aufgaben zu erstellen;
	 -	 das Bewusstsein aller Gemeindemitglieder für die Mitverantwortung zu 

stärken und ihre Mitarbeit zu aktivieren.
	 b)	 die Mitarbeit bei der Durchführung der Gemeindedienste. Der Pfarrgemein-

derat hat insbesondere
	 -	 zur Gestaltung der Gottesdienste Anregungen und Vorschläge zu unter-

breiten, beim Gottesdienst mitzuwirken und die lebendige Teilnahme der 
ganzen Gemeinde an den liturgischen Feiern zu fördern;

	 -	 den diakonischen Dienst im caritativen und sozialen Bereich zu fördern, 
besonders auch an Alten, Kranken, Behinderten, Gefangenen und Rand-
gruppen;

	 -	 den Kontakt zu den dem Gemeindeleben Fernstehenden zu suchen.
	 c)	 die Mitverantwortung für freie Gruppierungen, Ökumene, Gesellschaft, Frie-

densarbeit und Dritte Welt. Der Pfarrgemeinderat hat insbesondere
	 -	 die Tätigkeit der Vereinigungen und Gruppen unter Wahrung ihrer Eigen-

ständigkeit anzuregen, zu fördern und aufeinander abzustimmen;
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	 -	 die ökumenische Zusammenarbeit zu suchen und zu fördern;
	 -	 die gesellschaftlichen Entwicklungen und die Probleme des Alltags zu be-

obachten, Vorschläge einzubringen und gegebenenfalls entsprechende 
Maßnahmen zu ergreifen;

	 -	 die Verantwortung der Pfarrei für Mission und Entwicklungshilfe wach zu 
halten und zu fördern.

	 d)	 die Unterrichtung der Pfarreimitglieder und der Öffentlichkeit über Probleme 
und Aktivitäten in der Pfarrei durch Pfarrbrief, Presse, Rundfunk u. a.

	 e)	 die Vertretung von Anliegen der Pfarrei in der Öffentlichkeit.
	 f)	 die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrates der Kirchengemeinde durch 

die stimmberechtigten Mitglieder des Pfarrgemeinderates gemäß § 16 Abs. 
1 Buchst. a und b, die ihren Hauptwohnsitz in der Kirchengemeinde haben, 
entsprechend der „Ordnung für die Wahl der Verwaltungsräte der Kirchen-
gemeinden im Bistum Limburg“.

	 g)	 die Wahl von mindestens zwei Mitgliedern des Pfarrgemeinderates gemäß 
§ 16 Abs. 1 Buchst. b bis c in den Pastoralausschuss, von denen eines dem 
Vorstand des Pfarrgemeinderates angehören muss.

	 h)	 in den Bezirken Frankfurt und Wiesbaden die Wahl eines Mitgliedes des 
Pfarrgemeinderates in die Stadtversammlung gemäß § 63 Abs. 1 Buchst. a 
sowie die Wahl eines Stellvertreters, der dieses Mitglied im Verhinderungsfall 
vertritt.

	 i)	 die Entgegennahme des jährlichen Berichtes des Verwaltungsrates und die 
Erörterung des Haushaltsplanes der Kirchengemeinde.

	 k)	 Vorschlag geeigneter Personen für die Wahlen
	 -	 für den Vorsitz der Bezirksversammlung gemäß § 52 Abs. 1 Buchst. b,
	 -	 für den stellvertretenden Vorsitz der Bezirksversammlung gemäß § 52 Abs. 1  

Buchst. c,
	 -	 in den Bezirkssynodalrat gemäß § 52 Abs. 1 Buchst. d,
	 -	 in die Diözesanversammlung gemäß § 70 Abs. 1 Buchst. b.

	 l)	 die Mitwirkung bei der Besetzung der Pfarrstelle durch Beratung des Bischofs 
entsprechend den „Richtlinien für das Verfahren bei der Besetzung von Pfarr-
stellen im Bistum Limburg“.

§ 20 Arbeitsweise des Pfarrgemeinderates

(1)		 Der Pfarrgemeinderat tritt wenigstens einmal im Vierteljahr zusammen. Der Pfar-
rer bzw. der Pfarrbeauftragte und der Vorsitzende laden mit Angabe der vom 
Vorstand vorgeschlagenen Tagesordnung ein. Neben den Mitgliedern des Pfarr-
gemeinderates gemäß § 16 Abs. 1 und 2 SynO sind alle Mitglieder des Pastoral-
teams zu den Sitzungen einzuladen.

(2)		 Der Pfarrgemeinderat muss einberufen werden, wenn der Pfarrer bzw. der Pfarr-
beauftragte oder der Vorsitzende oder ein Drittel der Mitglieder dies mit Angabe 
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einer Tagesordnung beim Vorstand beantragt. In diesen Fällen genügt die Einla-
dung durch ein Vorstandsmitglied.

(3)		 Die Sitzungen des Pfarrgemeinderates sind öffentlich, soweit nicht Personal-
angelegenheiten beraten werden oder der Pfarrgemeinderat die Beratung in 
nichtöffentlicher Sitzung beschließt.

(4)		 Die Gesprächsleitung in der Pfarrgemeinderatssitzung obliegt in der Regel einem 
Mitglied des Vorstandes.

(5)		 Über jede Sitzung ist eine Niederschrift anzufertigen, in der vor allem die Namen 
der anwesenden und der fehlenden Mitglieder, die Tagesordnung, die gefassten 
Beschlüsse im Wortlaut und alle ausdrücklich zum Zweck der Niederschrift abge-
gebenen Erklärungen enthalten sein müssen. Sie bedarf der Genehmigung durch 
den Pfarrgemeinderat und ist bei den Akten des Pfarramtes aufzubewahren.

(6)		 Die Pfarrei ist über die Tätigkeit des Pfarrgemeinderates zu informieren.

§ 21 Wirksamkeit der Beschlüsse

(1)		 Ein in Anwesenheit des Pfarrers gefasster Beschluss des Pfarrgemeinderates wird 
wirksam, wenn der Pfarrer nicht aufgrund der durch sein Amt gegebenen pasto-
ralen Verantwortung bis zum Ende der Sitzung des Pfarrgemeinderates unter 
Angabe der Gründe förmlich widerspricht; der Pfarrer soll jedoch seine Argu-
mente bereits in die Beratung einbringen.

(2)		 Ein in Abwesenheit des Pfarrers gefasster Beschluss des Pfarrgemeinderates wird 
gültig, wenn der Pfarrer nicht aufgrund der durch sein Amt gegebenen pastora-
len Verantwortung innerhalb von drei Tagen nach Kenntnisnahme des Beschlus-
ses, der ihm vom Vorsitzenden oder einem seiner Stellvertreter mitgeteilt wird, 
unter Angabe der Gründe gegenüber dem Vorsitzenden förmlich widerspricht.

(3)		 Im Falle des Widerspruchs ist der Beschlussinhalt in spätestens drei Wochen 
erneut zu beraten. Kommt hier keine Einigung zustande, muss innerhalb von 
drei Wochen eine weitere Sitzung stattfinden, an welcher der Bezirksdekan teil-
nimmt. Wird auch hier keine Einigung erzielt, kann der Pfarrgemeinderat durch 
Beschluss die Angelegenheit dem Bischöflichen Ordinariat zur Entscheidung vor-
legen; diesem Beschluss kann der Pfarrer nicht widersprechen.

§ 22 Ausschüsse des Pfarrgemeinderates

(1)	 	Der Pfarrgemeinderat kann für bestimmte Sachgebiete und zur Erfüllung beson-
derer Aufgaben Sachausschüsse bilden oder Einzelpersonen beauftragen. Für 
die Einrichtung von Sachausschüssen wird empfohlen, die Abbildung aller kirch-
lichen Grunddienste sicherzustellen.
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(2)	 	In Kirchengemeinden mit mehreren politischen Gemeinden, Stadt- oder Ortstei-
len kann der Pfarrgemeinderat Ortsausschüsse bilden.

		 Der Pfarrgemeinderat muss einen Ortsausschuss bilden, wenn der Ortsausschuss 
eines Kirchortes dies zum Ende einer Amtszeit für die nächste Amtszeit bean-
tragt, oder wenn dies von mindestens 50 Mitgliedern der Kirchengemeinde 
schriftlich beantragt wird.

(3)		 Die Mitglieder der Ausschüsse werden vom Pfarrgemeinderat berufen. Sie müs-
sen nicht dem Pfarrgemeinderat angehören Die Zahl der hauptamtlich und 
hauptberuflich im kirchlichen Dienst im Bistum Limburg tätigen Personen darf 
ein Drittel der Mitgliederzahl nicht überschreiten. Wird ein Ortsausschuss an ei-
nem Kirchort gebildet, der Gottesdienstort für eine Gemeinde von Katholiken 
anderer Muttersprache ist, so ist auf Vorschlag des Gemeinderates mindestens 
ein Mitglied der Gemeinde von Katholiken anderer Muttersprache in den Orts-
ausschuss zu berufen.

(4)		 Die Ausschüsse wählen einen Vorsitzenden, der Mitglied des Pfarrgemeinderates 
sein soll. Die Ausschüsse können einen stellvertretenden Vorsitzenden wählen, 
der den Vorsitzenden mit allen Rechten vertritt. Die Wahl des Vorsitzenden und 
ggf. des stellvertretenden Vorsitzenden bedarf der Bestätigung durch den Pfarr-
gemeinderat.

(5)		 Ausschüsse und Beauftragte handeln im Auftrag des Pfarrgemeinderates. Ihre 
Beratungsergebnisse werden mit Beschlussfassung durch den Pfarrgemeinderat 
wirksam, es sei denn, dass der Pfarrgemeinderat einem Ausschuss im Einzelfall 
Vollmacht zur Beschlussfassung in eigener Verantwortung erteilt hat.

(6)		 In der Regel sind die Sitzungen der Sachausschüsse nicht öffentlich, die der Orts-
ausschüsse öffentlich.

§ 23 Zusammenarbeit von Pfarrgemeinderäten

(1)		 Die Pfarrgemeinderäte benachbarter Kirchengemeinden, die zur selben Pfarrei 
gehören oder gemeinsam von einem Pfarrer geleitet werden, sollen eine Arbeits-
gemeinschaft bilden oder gemeinsame Sitzungen halten.

(2)		 Die Pfarrgemeinderäte benachbarter Kirchengemeinden, die zur selben politi-
schen Gemeinde gehören, können zur Erfüllung gemeinsamer Aufgaben eine 
Arbeitsgemeinschaft bilden. Zusammensetzung, Zuständigkeit und Arbeitsweise 
der Arbeitsgemeinschaft sind in einer Geschäftsordnung festzulegen, die der 
Zustimmung aller Pfarrgemeinderäte bedarf. Wenn die Pfarrgemeinderäte ver-
schiedenen Bistümern angehören, ist zur Bildung einer Arbeitsgemeinschaft das 
Einverständnis der zuständigen Bischöfe erforderlich.
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(3)		 Die Arbeitsgemeinschaften handeln im Auftrag der Pfarrgemeinderäte. Ihre Be-
ratungsergebnisse haben den Charakter einer Empfehlung an die entsendenden 
Pfarrgemeinderäte, es sei denn, dass die Pfarrgemeinderäte der Arbeitsgemein-
schaft im Einzelfall Vollmacht zur Beschlussfassung in eigener Verantwortung 
erteilt haben.

2. DIE PFARRVERSAMMLUNG

§ 24 Pfarrversammlung

(1)	 	Der Pfarrgemeinderat soll wenigstens einmal im Jahr alle Pfarreimitglieder zu 
einer Pfarrversammlung einladen.

(2)		 Aufgabe der Pfarrversammlung ist es insbesondere,
	 a)	 den Tätigkeitsbericht des Pfarrgemeinderates entgegenzunehmen, zu disku-

tieren und dazu Stellung zu nehmen;
	 b)	 Angelegenheiten des Pfarreilebens zu besprechen und dem Pfarrgemeinde-

rat Empfehlungen für die künftige Arbeit zu geben;
	 c)	 über wichtige Fragen des öffentlichen Lebens zu orientieren, zu diskutieren 

und dazu Stellung zu nehmen.

3. DER VERWALTUNGSRAT DER KIRCHENGEMEINDE

§ 25 Verwaltungsrat

(1)		 Dem Verwaltungsrat obliegt die Finanz- und Vermögensverwaltung der Kirchen-
gemeinden entsprechend dem „Gesetz über die Verwaltung und Vertretung des 
Kirchenvermögens im Bistum Limburg“.

(2)		 Der Verwaltungsrat wird vom Pfarrgemeinderat gemäß der „Ordnung für die 
Wahl der Verwaltungsräte der Kirchengemeinden im Bistum Limburg“ gewählt.

(3)		 Für die Zusammenarbeit mit dem Pfarrgemeinderat gilt die „Verordnung über 
die Zusammenarbeit von Pfarrgemeinderat und Verwaltungsrat im Bistum Lim-
burg“.
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B. Die Gemeinde von Katholiken anderer Muttersprache

§ 26 Begriffsbestimmung

(1)		 Die Gemeinde von Katholiken anderer Muttersprache ist eine pastorale Einheit 
in einem räumlich umschriebenen Gebiet innerhalb des Bistums. In ihr wird die 
Kirche als Gottesvolk sichtbar und erfahrbar.

(2)		 Soweit eine Gemeinde von Katholiken anderer Muttersprache das Gebiet des 
Bistums Limburg überschreitet, gelten die Bestimmungen der §§ 27 bis 38 nur 
für den im Bistum Limburg gelegenen Teil der Gemeinde von Katholiken anderer 
Muttersprache.

§ 27 Errichtung und Grenzveränderung

Die Gemeinde von Katholiken anderer Muttersprache wird vom Bischof errichtet und 
in ihren Grenzen festgelegt. Er kann ihr den Status einer Personalpfarrei verleihen.

§ 28 Die Leitung der Gemeinde

Der Pfarrer oder ein anderer vom Bischof mit der Leitung der Gemeinde betrauter 
Priester (im folgenden kurz „Pfarrer“ genannt) leitet die Gemeinde von Katholiken 
anderer Muttersprache kraft seiner Weihe und seiner Beauftragung durch den Bi-
schof. Der Pfarrer leitet die Gemeinde von Katholiken anderer Muttersprache im Zu-
sammenwirken mit dem Gemeinderat.

1. DER GEMEINDERAT

§ 29 Begriffsbestimmung

In jeder Gemeinde von Katholiken anderer Muttersprache besteht ein Gemeinderat. 
Er ist ein von den wahlberechtigten Gliedern der Gemeinde von Katholiken anderer 
Muttersprache gewähltes synodales Gremium. Der Gemeinderat dient der Verwirk-
lichung des Auftrages Jesu Christi in seiner Kirche, insbesondere durch den Aufbau 
einer lebendigen Gemeinde.

§ 30 Zusammensetzung des Gemeinderates

(1)		 Dem Gemeinderat gehören an
	 a)	 der Pfarrer bzw. der Leitende Priester nach can. 517 § 2 CIC kraft Amtes;	

die vom Bischöflichen Ordinariat kraft Amtes für die Gemeinde bestellte Be-
zugsperson; der Pfarrbeauftragte nach can. 517 § 2 CIC;
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	 b)	 von der Gemeinde von Katholiken anderer Muttersprache gewählte Mitglie-
der, und zwar

		  in Gemeinden 	 bis 4000 Katholiken	 8 - 12 Mitglieder,
		  in Gemeinden 	 über 4000 Katholiken	 12 - 16 Mitglieder.
		  Näheres regelt die „Ordnung für die Wahl der Gemeinderäte in Gemeinden 

von Katholiken anderer Muttersprache im Bistum Limburg“;

(2)		 Dem Gemeinderat gehören mit Antrags- und Mitspracherecht, jedoch ohne 
Stimmrecht an

	 a)	 weitere Priester, Ständige Diakone, hauptamtliche pastorale Mitarbeiter, die 
in der betreffenden Gemeinde mit einem allgemeinen Auftrag eingesetzt 
sind;

	 b)	 die Vorsitzenden der Ortsausschüsse, sofern sie nicht bereits gemäß Abs. 1 
dem Gemeinderat angehören;

	 c)	 die Vorsitzenden der Sachausschüsse, sofern sie nicht bereits gemäß Abs. 1 
dem Gemeinderat angehören.

(3) 		 Das aktive und passive Wahlrecht sowie das Wahlverfahren sind in der „Ord-
nung für die Wahl der Gemeinderäte in Gemeinden von Katholiken anderer 
Muttersprache im Bistum Limburg“ geregelt.

§ 31 Berater

Zu den Sitzungen bzw. einzelnen Punkten der Tagesordnung des Gemeinderates 
können Berater hinzugezogen werden.

§ 32 Vorstand des Gemeinderates

(1)		 Der Gemeinderat wählt einen Vorsitzenden und mindestens einen Stellvertreter 
des Vorsitzenden aus den in § 30 Abs. 1 Buchst. b genannten Mitgliedern.

(2)		 Der Pfarrer oder der Pfarrbeauftragte nach can. 517 § 2 CIC, der Vorsitzende des 
Gemeinderates und sein(e) Stellvertreter bilden den Vorstand.

(3)		 Der Vorsitzende des Gemeinderates lädt zu den Sitzungen des Vorstandes ein. 
Der Vorstand ist einzuberufen, wenn ein Mitglied des Vorstandes dies verlangt.

(4)		 Der Vorstand bereitet die Sitzungen des Gemeinderates vor. Er trägt Verantwor-
tung für die Durchführung der Beschlüsse des Gemeinderates. Der Vorsitzende 
leitet die Sitzungen. Sitzungen des Vorstandes sind nicht öffentlich.

(5) 		 Der Vorsitzende vertritt den Gemeinderat. Er kann von einem anderen gewähl-
ten Vorstandsmitglied vertreten werden.
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(6)		 Eine für die Gemeinde von Katholiken anderer Muttersprache vom Bischöflichen 
Ordinariat bestellte Bezugsperson gehört ohne Stimmrecht, jedoch mit Antrags- 
und Mitspracherecht dem Vorstand an.

§ 33 Aufgaben des Gemeinderates

(1)		 Der Gemeinderat hat den Auftrag, in den Angelegenheiten, welche die Gemein-
de von Katholiken anderer Muttersprache betreffen, mitzuwirken. Der Pfarrer 
und die übrigen Mitglieder informieren sich gegenseitig als Dialogpartner, bera-
ten über alle Angelegenheiten der Gemeinde, fassen gemeinsam Beschlüsse und 
tragen gemeinsam Sorge für deren Durchführung.

(2)		 Der Gemeinderat berät und unterstützt den Pfarrer bei der Erfüllung seiner seel-
sorglichen Aufgaben. Der Pfarrer wird die Wünsche und Anregungen des Ge-
meinderates bezüglich dieser Aufgaben verwirklichen, sofern nicht seelsorgliche 
oder rechtliche Gründe entgegenstehen.

(3)		 Zu den Aufgaben des Gemeinderates gehören
	 a)	 die Mitwirkung bei der Planung des Dienstes der Gemeinde. Der Gemeinde-

rat hat insbesondere
	 -	 die Lebenssituation der verschiedenen Gruppen der Gemeinde zu sehen 

und ihr in der pastoralen und sozialen Arbeit gerecht zu werden;
	 -	 eine Rangordnung für die anstehenden Aufgaben zu erstellen;
	 -	 das Bewusstsein aller Gemeindemitglieder für die Mitverantwortung zu 

stärken und ihre Mitarbeit zu aktivieren.
	 b)	 die Mitarbeit bei der Durchführung der Gemeindedienste. Der Gemeinderat 

hat insbesondere
	 -	 zur Gestaltung der Gottesdienste Anregungen und Vorschläge zu unter-

breiten, beim Gottesdienst mitzuwirken und die lebendige Teilnahme der 
ganzen Gemeinde an den liturgischen Feiern zu fördern;

	 -	 die Zusammenarbeit mit Pfarrgemeinderäten und mit Gemeinderäten an-
derer Gemeinden von Katholiken anderer Muttersprache zu pflegen;

	 -	 den diakonischen Dienst im karitativen und sozialen Bereich zu fördern;
	 -	 den Kontakt zu den dem Gemeindeleben Fernstehenden zu suchen.

	 c)	 die Mitverantwortung für freie Gruppierungen, Ökumene, Gesellschaft, Frie-
densarbeit und Dritte Welt. Der Gemeinderat hat insbesondere

	 -	 die Tätigkeit der Vereinigungen und Gruppen unter Wahrung ihrer Eigen-
ständigkeit anzuregen, zu fördern und aufeinander abzustimmen;

	 -	 die ökumenische Zusammenarbeit zu suchen und zu fördern;
	 -	 die gesellschaftlichen Entwicklungen und die Probleme des Alltags zu be-

obachten, Vorschläge einzubringen und ggf. entsprechende Maßnahmen 
zu ergreifen;
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	 -	 die Verantwortung der Gemeinde für Mission und Entwicklungshilfe wach 
zu halten und zu fördern.

	 d)	 die Unterrichtung der Gemeindemitglieder und der Öffentlichkeit über Proble- 
me und Aktivitäten in der Gemeinde von Katholiken anderer Muttersprache 
durch Pfarrbrief, Presse, Rundfunk u. a.

	 e)	 die Vertretung von Anliegen der Gemeinde von Katholiken anderer Mutter-
sprache in der Öffentlichkeit.

	 f)	 die Entgegennahme des jährlichen Berichtes des Vorstandes über die Verwal-
tung der der Gemeinde von Katholiken anderer Muttersprache zur Verfügung 
stehenden Mittel und die Erörterung des Haushaltsplanes der Gemeinde von 
Katholiken anderer Muttersprache.

	 g)	 gemäß § 16 Abs. 2 Buchst. e SynO die Wahl von bis zu zwei Mitgliedern 
gemäß § 30 Abs. 1 Buchst. b SynO in den Pfarrgemeinderat der nach dem 
1.1.2012 errichteten Pfarrei, auf dem die Gemeinde anderer Muttersprache 
ihren Dienstsitz hat. Haben mehreren Gemeinden von Katholiken anderer 
Muttersprache ihren Dienstsitz auf dem Gebiet der nach dem 1.1.2012 er-
richteten bzw. neu umschriebenen Pfarrei, wählt der Gemeinderat zwei Ver-
treter in die Arbeitsgemeinschaft der Gemeinderäte, die zwei Vertreter in den 
Pfarrgemeinderat wählt. 

		  Im Pastoralen Raum, der aus mehreren Kirchengemeinden besteht, die Wahl 
von mindestens zwei Mitgliedern des Gemeinderates gemäß § 30 Abs. 1 
Buchst. b und SynO in den Pastoralausschuss, von denen eines dem Vorstand 
des Gemeinderates angehören muss.

		  Für jedes Mitglied des Pfarrgemeinderates oder Pastoralausschusses kann der 
Gemeinderat einen Stellvertreter wählen, der das gewählte Mitglied im Ver-
hinderungsfall mit allen Rechten vertritt.

	 h)	 in den Bezirken Frankfurt und Wiesbaden die Wahl eines Mitgliedes des Ge-
meinderates in die Stadtversammlung gemäß § 63 Abs. 1 Buchst. b sowie die 
Wahl eines Stellvertreters, der dieses Mitglied im Verhinderungsfall vertritt.

	 i)	 Vorschlag geeigneter Personen für die Wahlen
	 -	 für den Vorsitz der Bezirksversammlung gemäß § 52 Abs. 1 Buchst. b
	 -	 für den stellvertretenden Vorsitz der Bezirksversammlung gemäß § 52 Abs. 1  

Buchst. c
	 -	 in den Bezirkssynodalrat gemäß § 52 Abs. 1 Buchstabe d
	 -	 in die Diözesanversammlung gemäß § 70 Abs. 1 Buchst. b

	 k)	 die Wahl von Vertretern des Gemeinderates für den Rat der Gemeinden von 
Katholiken anderer Muttersprache.
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§ 34 Arbeitsweise des Gemeinderates

(1)		 Der Gemeinderat tritt wenigstens einmal im Vierteljahr zusammen. Der Pfarrer 
bzw. der Pfarrbeauftragte und der Vorsitzende laden mit Angabe der vom Vor-
stand vorgeschlagenen Tagesordnung ein.

(2)		 Der Gemeinderat muss einberufen werden, wenn der Pfarrer bzw. der Pfarrbe-
auftragte oder der Vorsitzende oder ein Drittel der Mitglieder dies mit Angabe 
einer Tagesordnung beim Vorstand beantragt. In diesen Fällen genügt die Einla-
dung durch ein Vorstandsmitglied.

(3)		 Die Sitzungen des Gemeinderates sind öffentlich, soweit nicht Personalangele-
genheiten beraten werden oder der Gemeinderat die Beratung in nichtöffentli-
cher Sitzung beschließt.

(4)		 Die Gesprächsleitung in der Gemeinderatssitzung obliegt in der Regel einem 
Mitglied des Vorstandes.

(5)		 Über jede Sitzung ist eine Niederschrift anzufertigen, in der vor allem die Namen 
der anwesenden und der fehlenden Mitglieder, die Tagesordnung, die gefass-
ten Beschlüsse im Wortlaut und alle ausdrücklich zum Zweck der Niederschrift 
abgegebenen Erklärungen enthalten sein müssen. Sie bedarf der Genehmigung 
durch den Gemeinderat und ist im Archiv der Gemeinde von Katholiken anderer 
Muttersprache aufzubewahren.

(6)		 Die Gemeinde von Katholiken anderer Muttersprache ist über die Tätigkeit des 
Gemeinderates zu informieren.

§ 35 Wirksamkeit der Beschlüsse

(1)		 Ein in Anwesenheit des Pfarrers gefasster Beschluss des Gemeinderates wird gül-
tig, wenn der Pfarrer nicht aufgrund der durch sein Amt gegebenen pastoralen 
Verantwortung bis zum Ende der Sitzung des Gemeinderates unter Angabe der 
Gründe förmlich widerspricht; der Pfarrer soll jedoch seine Argumente bereits in 
die Beratung einbringen.

(2)		 Ein in Abwesenheit des Pfarrers gefasster Beschluss des Gemeinderates wird gül-
tig, wenn der Pfarrer nicht aufgrund der durch sein Amt gegebenen pastoralen 
Verantwortung innerhalb von drei Tagen nach Kenntnisnahme des Beschlusses, 
der ihm vom Vorsitzenden oder einem seiner Stellvertreter mitgeteilt wird, unter 
Angabe der Gründe gegenüber dem Vorsitzenden förmlich widerspricht.

(3)		 Im Falle des Widerspruchs ist der Beschlussinhalt in spätestens drei Wochen er-
neut zu beraten. Kommt hier keine Einigung zustande, kann der Gemeinderat 
durch Beschluss die Angelegenheit dem Bischöflichen Ordinariat zur Entschei-
dung vorlegen; diesem Beschluss kann der Pfarrer nicht widersprechen.
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§ 36 Ausschüsse des Gemeinderates

(1)		 Der Gemeinderat kann für bestimmte Sachgebiete und zur Erfüllung besonderer 
Aufgaben Sachausschüsse bilden oder Einzelpersonen beauftragen.

(2)		 In Gemeinden von Katholiken anderer Muttersprache mit mehreren politischen 
Gemeinden, Stadtteilen oder Ortsteilen kann der Gemeinderat Ortsausschüsse 
bilden.

(3)		 Die Mitglieder der Ausschüsse werden vom Gemeinderat berufen. Sie müssen 
nicht dem Gemeinderat angehören.

(4)		 Die Ausschüsse wählen einen Vorsitzenden, der Mitglied des Gemeinderates 
sein soll. Die Wahl bedarf der Bestätigung durch den Gemeinderat.

(5)		 Ausschüsse und Beauftragte handeln im Auftrag des Gemeinderates. Ihre Bera-
tungsergebnisse werden mit Beschlussfassung durch den Gemeinderat wirksam, 
es sei denn, dass der Gemeinderat einem Ausschuss im Einzelfall Vollmacht zur 
Beschlussfassung in eigener Verantwortung erteilt hat.

(6)		 In der Regel sind die Sitzungen der Sachausschüsse nicht öffentlich, die der Orts-
ausschüsse öffentlich.

2. DIE GEMEINDEVERSAMMLUNG

§ 37 Gemeindeversammlung

(1)		 Der Gemeinderat soll wenigstens einmal im Jahr alle Gemeindemitglieder zu 
einer Gemeindeversammlung einladen.

(2)		 Aufgabe der Gemeindeversammlung ist es insbesondere,
	 a)	 den Tätigkeitsbericht des Gemeinderates entgegenzunehmen, zu diskutieren 

und dazu Stellung zu nehmen;
	 b)	 Angelegenheiten des Gemeindelebens zu besprechen und dem Gemeinderat 

Empfehlungen für die künftige Arbeit zu geben;
	 c)	 über wichtige Fragen des öffentlichen Lebens zu orientieren, zu diskutieren 

und dazu Stellung zu nehmen.
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3. DIE VERWALTUNG DER DER GEMEINDE VON KATHOLIKEN
ANDERER MUTTERSPRACHE ZUR VERFÜGUNG STEHENDEN MITTEL

§ 38 Vermögensverwaltung

(1)		 Die Mittel der Gemeinde von Katholiken anderer Muttersprache und die ihr 
zufallenden Einnahmen aus Schlüsselzuweisung, freien Kollekten, eventuellen 
Rücklagen und Spenden (zugewiesene und verfügbare Haushaltsmittel) sind 
zweckgebundenes Sondervermögen des Bistums Limburg.

(2)		 Der Vorschlag über die Verwendung dieses Vermögens obliegt dem Vorstand 
des Gemeinderates. Näheres regelt eine Verordnung.

(3)		 Der Vorstand beschließt über Etat und Jahresrechnung nach Anhörung des Ge-
meinderates sowie über den Vorschlag über die Verwendung der Mittel im Ein-
zelfall.

(4)		 Für eine Gemeinde von Katholiken anderer Muttersprache ohne Gemeinderat 
bestellt das Bischöfliche Ordinariat einen Vermögensverwalter.

C. Der Pastorale Raum

§ 39 Begriffsbestimmung

Der Pastorale Raum ist die Einheit der verbindlichen Zusammenarbeit im Sinne einer 
gesellschaftsbezogenen und kooperativen Pastoral gemäß c. 374 § 2 CIC. Besteht ein 
Pastoraler Raum aus einer Pfarrei, gelten die Bestimmungen von A. „Die Ortsgemein-
de“ der Synodalordnung. Besteht der Pastorale Raum aus mehreren Pfarreien, gelten 
die nachfolgenden Bestimmungen.

§ 40 Errichtung und Grenzveränderungen

Pastorale Räume werden nach Anhörung der betroffenen Pfarrgemeinderäte vom 
Bischof errichtet und in ihren Grenzen festgelegt.

§ 41 Die Leitung des Pastoralen Raumes

Der Priesterliche Leiter leitet den Pastoralen Raum kraft seiner Weihe und seiner Be-
auftragung durch den Bischof. Entsprechend der Situation des Pastoralen Raumes 
stehen dem Priesterlichen Leiter Priester, Diakone, Pastoralreferenten und Gemein-
dereferenten als pastorale Mitarbeiter zur Seite. Der Priesterliche Leiter leitet den 
Pastoralen Raum im Zusammenwirken mit dem Pastoralausschuss.
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DER PASTORALAUSSCHUSS

§ 42 Begriffsbestimmung

Der Pastoralausschuss ist das synodale Gremium des Pastoralen Raumes. Er dient der 
Verwirklichung der pastoralen Zusammenarbeit unter den Pfarreien und Gemeinden 
von Katholiken anderer Muttersprache eines Pastoralen Raumes.

§ 43 Zusammensetzung des Pastoralausschusses

(1)		 Dem Pastoralausschuss gehören an
	 a) 	der Priesterliche Leiter kraft Amtes;
		  eine zweite aus dem Pastoralteam des Pastoralen Raumes gewählte Person;
	 b)	 in Pastoralen Räumen mit bis zu drei Kirchengemeinden aus jedem Pfarrge-

meinderat oder Gemeinderat von Katholiken anderer Muttersprache je zwei 
bis vier gewählte Vertreter, wobei einer dem Vorstand des Pfarrgemeinde-
rates bzw. des Gemeinderates angehören muss; die Entscheidung trifft der 
Pastoralausschuss gegen Ende der vorausgehenden Amtszeit;

		  in Pastoralen Räumen mit vier Kirchengemeinden aus jedem Pfarrgemeinde-
rat oder Gemeinderat von Katholiken anderer Muttersprache je zwei bis drei 
gewählte Vertreter, wobei einer dem Vorstand des Pfarrgemeinderates bzw. 
des Gemeinderates angehören muss; die Entscheidung trifft der Pastoralaus-
schuss gegen Ende der vorausgehenden Amtszeit;

		  in Pastoralen Räumen mit fünf oder mehr Kirchengemeinden aus jedem 
Pfarrgemeinderat oder Gemeinderat von Katholiken anderer Muttersprache 
je zwei gewählte Vertreter, wobei einer dem Vorstand des Pfarrgemeindera-
tes bzw. des Gemeinderates angehören muss.

		  Die Pfarrgemeinderäte können für jedes zu wählende Pastoralausschussmit-
glied einen Stellvertreter wählen, der das Mitglied im Falle der Verhinderung 
mit allen Rechten vertritt. 

(2)		 Dem Pastoralausschuss gehören, sofern sie nicht bereits gemäß § 43 Abs. 1 
Buchst. a stimmberechtigtes Mitglied sind, ohne Stimmrecht, jedoch mit An-
trags- und Mitspracherecht an

	 a)	 weitere Pfarrer im Pastoralen Raum,
	 b)	 Pfarrbeauftragte,
	 c)	 Bezugspersonen.

§ 44 Vorsitz des Pastoralausschusses

(1)		 Der Pastoralausschuss wählt einen Vorsitzenden und für dessen Verhinderungs-
fall einen Stellvertreter aus den in § 43 Abs. 1 Buchst. b genannten Mitgliedern.
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(2)		 Der Priesterliche Leiter und der Vorsitzende sowie sein Stellvertreter bereiten die 
Sitzungen des Pastoralausschusses vor. Sie tragen Verantwortung für die Durch-
führung der Beschlüsse des Pastoralausschusses.

(3)		 Der Vorsitzende vertritt den Pastoralausschuss. Er kann von seinem gewählten 
Stellvertreter vertreten werden.

§ 45 Aufgaben des Pastoralausschusses

(1)		 Der Pastoralausschuss hat den Auftrag, in den Angelegenheiten, welche den 
Pastoralen Raum betreffen, mitzuwirken. Der Priesterliche Leiter und die übri-
gen Mitglieder informieren sich gegenseitig als Dialogpartner, beraten über alle 
Angelegenheiten des Pastoralen Raumes, fassen gemeinsam Beschlüsse in allen 
Aufgabenbereichen, die Teil des Pastoralkonzeptes sind, und tragen gemeinsam 
Sorge für deren Durchführung.

(2)		 Zu den Aufgaben des Pastoralausschusses gehört dementsprechend insbesondere:
	 -	 Gottesdienstordnung
	 -	 Hinführung von Kindern und Jugendlichen zu den Sakramenten
	 -	 Glaubenskurse und Katechese für Erwachsene
	 -	 Missionarische Initiativen
	 -	 Zusammenarbeit mit den Schulen
	 -	 Zusammenarbeit in den Bereichen Caritas und Weltkirche
	 -	 Zusammenarbeit mit Orden/Geistlichen Gemeinschaften
	 -	 Zusammenarbeit im Bereich Kindertagesstätten.

		 In diesen genannten Aufgabenbereichen fasst der Pastoralausschuss Beschlüsse, 
die für alle Pfarreien bindend sind.

(3)		 In allen anderen Bereichen haben die Beratungsergebnisse den Charakter ei-
ner Empfehlung an die entsendenden Pfarrgemeinderäte, es sei denn, dass die 
Pfarrgemeinderäte im Einzelfall Vollmacht zur Beschlussfassung in eigener Ver-
antwortung erteilt haben.

(4)		 Der Pastoralausschuss wählt seine Vertreter in den Bezirkssynodalrat gemäß der 
„Ordnung für die Konstituierung sowie für die Wahlen im Pastoralausschuss“.

§ 46 Arbeitsweise des Pastoralausschusses

(1)		 Der Pastoralausschuss tritt mindestens viermal im Jahr zusammen. Der Priester-
liche Leiter und der Vorsitzende laden mit Angabe der vorgeschlagenen Tages-
ordnung ein.
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(2)		 Der Pastoralausschuss muss einberufen werden, wenn der Priesterliche Leiter 
oder der Vorsitzende oder ein Drittel der Mitglieder dies mit Angabe einer Tages-
ordnung beantragen. In diesen Fällen genügt die Einladung durch den Priesterli-
chen Leiter oder den Vorsitzenden.

(3)		 Die Sitzungen des Pastoralausschusses sind öffentlich, soweit nicht Personal-
angelegenheiten beraten werden oder der Pastoralausschuss die Beratung in 
nichtöffentlicher Sitzung beschließt.

(4)		 Die Gesprächsleitung in der Pastoralausschusssitzung obliegt in der Regel dem 
Vorsitzenden.

(5)		 Über jede Sitzung ist eine Niederschrift anzufertigen, in der vor allem die Namen 
der anwesenden und der fehlenden Mitglieder, die Tagesordnung, die gefass-
ten Beschlüsse im Wortlaut und alle ausdrücklich zum Zweck der Niederschrift 
abgegebenen Erklärungen enthalten sein müssen. Sie bedarf der Genehmigung 
durch den Pastoralausschuss und ist bei den Akten des Pastoralen Raumes auf-
zubewahren.

(6)		 Die Pfarrgemeinderäte und Gemeinderäte von Katholiken anderer Mutterspra-
che sowie die Mitglieder des Pastoralteams sind über die Tätigkeit des Pastoral-
ausschusses zu informieren.

(7)		 Sachausschüsse können gebildet werden. Für sie gilt § 22 Abs. 1; 3-6 SynO sinn-
gemäß.

§ 47 Wirksamkeit der Beschlüsse

(1)		 Ein in Anwesenheit des Priesterlichen Leiters gefasster Beschluss des Pastoralaus-
schusses wird wirksam, wenn der Priesterliche Leiter nicht aufgrund der durch 
sein Amt gegebenen pastoralen Verantwortung bis zum Ende der Sitzung des 
Pastoralausschusses unter Angabe der Gründe förmlich widerspricht; der Pries-
terliche Leiter soll jedoch seine Argumente bereits in die Beratung einbringen.

(2)		 Ein in Abwesenheit des Priesterlichen Leiters gefasster Beschluss des Pastoral-
ausschusses wird gültig, wenn der Priesterliche Leiter nicht aufgrund der durch 
sein Amt gegebenen pastoralen Verantwortung innerhalb von drei Tagen nach 
Kenntnisnahme des Beschlusses, der ihm vom Vorsitzenden mitgeteilt wird, un-
ter Angabe der Gründe gegenüber dem Vorsitzenden förmlich widerspricht.

(3)		 Im Falle des Widerspruchs ist der Beschlussinhalt in spätestens drei Wochen 
erneut zu beraten. Kommt hier keine Einigung zustande, muss innerhalb von 
drei Wochen eine weitere Sitzung stattfinden, an welcher der Bezirksdekan teil-
nimmt. Wird auch hier keine Einigung erzielt, kann der Pastoralausschuss durch 
Beschluss die Angelegenheit dem Bischöflichen Ordinariat zur Entscheidung vor-
legen; diesem Beschluss kann der Priesterliche Leiter nicht widersprechen.
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ORDNUNG FÜR DIE WAHL DER GEMEINDERÄTE IN GEMEINDEN 
VON KATHOLIKEN ANDERER MUTTERSPRACHE IM BISTUM LIMBURG

(WO GRKaM)

Artikel I
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

§ 1 Zusammensetzung des Gemeinderates

Der Gemeinderat legt spätestens fünf Wochen vor der Wahl zum Gemeinderat die 
Zahl der direkt zu wählenden Mitglieder gemäß § 30 Abs. 1 Buchst. b SynO für die 
folgende Amtszeit fest, und zwar in Gemeinden mit einer Mitgliederzahl
bis	 4.000 Katholiken	8 - 12 Mitglieder,
über	 4.000 Katholiken	12 - 16 Mitglieder.
Dabei ist der Aufteilung nach Wahlbezirken gemäß § 9 Rechnung zu tragen.

§ 2 Wahlberechtigung

(1)	 a)	 Wahlberechtigt für die Wahl zum Gemeinderat sind die Mitglieder der Ge-
meinde von Katholiken anderer Muttersprache, die am Wahltag das 16. Le-
bensjahr vollendet und seit mindestens vier Wochen ihren Hauptwohnsitz im 
Gebiet dieser Gemeinde haben, sowie deutsche Katholiken, die mit ihnen in 
kirchenrechtlich gültiger Ehe leben.

	 b)	 Wahlberechtigt sind auch Katholiken anderer Muttersprache, die ihren 
Hauptwohnsitz nicht im Gebiet der Gemeinde von Katholiken anderer Mut-
tersprache, jedoch im Bistum Limburg haben, sofern sie am Leben der Ge-
meinde aktiv teilnehmen, nicht für einen anderen Gemeinderat kandidieren 
und die übrigen Voraussetzungen für die Wahlberechtigung erfüllen. Sie ha-
ben spätestens vier Wochen vor dem Wahltag durch eine Bescheinigung des 
Gemeindebüros der für sie territorial zuständigen Gemeinde von Katholiken 
anderer Muttersprache nachzuweisen, dass sie aus dem dortigen Wählerver-
zeichnis ausgetragen werden.

	 c)	 Das Wahlrecht darf nur in einer Gemeinde von Katholiken anderer Mutter-
sprache ausgeübt werden.

(2)		 Nicht wahlberechtigt ist derjenige,
	 a)	 für den zur Besorgung aller seiner Angelegenheiten ein Betreuer nicht nur 

vorübergehend nach staatlichem Recht bestellt ist,
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	 b)	 wer nach den Bestimmungen des staatlichen Rechts aus der Kirche ausgetre-
ten ist oder

	 c)	 wer durch kirchenbehördlichen Entscheid von den allen Kirchengliedern zu-
stehenden Rechten ausgeschlossen ist.

§ 3 Wählbarkeit

(1)		 Wählbar sind wahlberechtigte Katholiken, die
	 a)	 das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben,
	 b)	 das Sakrament der Firmung empfangen haben,
	 c)	 im Bistum Limburg am Wahltag seit mindestens drei Monaten ihren Haupt-

wohnsitz haben und
	 d)	 ordnungsgemäß zur Wahl vorgeschlagen sind und ihrer Kandidatur zuge-

stimmt haben.

(2)		 Wählbar sind auch deutsche Katholiken, die für einen Pfarrgemeinderat der Ter-
ritorialpfarrei wählbar sind und im Gebiet der Gemeinde von Katholiken anderer 
Muttersprache im Bistum Limburg wohnen.

(3)		 Wählbar für den Gemeinderat sind auch Katholiken, die ihren Hauptwohnsitz 
nicht in der Gemeinde, jedoch im Bistum Limburg haben, sofern sie am Leben 
der Gemeinde aktiv teilnehmen, nicht für einen anderen Gemeinderat kandidie-
ren und die übrigen Wählbarkeitsvoraussetzungen erfüllen. Ihre Zahl darf ein 
Drittel der Zahl der nach § 30 Abs. 1 Buchst. b (SynO) zu wählenden Mitglieder 
nicht übersteigen.

(4)		 In die synodalen Gremien können Geistliche, Ordensleute und Laien gewählt 
werden.

(5)		 Nicht wählbar sind Beschäftigte im kirchlichen Dienst, die für die Gemeinde tätig 
sind. Dies gilt nicht für Aushilfskräfte, die weniger als drei Monate im Jahr be-
schäftigt sind.

(6)		 Für den Gemeinderat sind Diakone mit Zivilberuf, die in der Gemeinde tätig sind 
nicht wählbar.

§ 4 Bekanntgabe des Wahltermins durch den Bischof

Der vom Bischof festgesetzte Termin der Wahl muss den Pfarrern sowie den Vorsit-
zenden der Gemeinderäte spätestens 12 Monate vorher mitgeteilt werden.
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§ 5 Stellvertretung des Pfarrers

(1)		 Pfarrer im Sinne dieser Wahlordnung ist der mit der Leitung der Gemeinde be-
traute Priester.

(2)		 Ist der Pfarrer verhindert, so tritt für die sich aus dieser Wahlordnung ergeben-
den Verpflichtungen an seine Stelle der vom Bezirksdekan bestellte Vertreter. 
Zuständig ist der Bezirksdekan, in dessen Bezirk der Amtssitz der Gemeinde von 
Katholiken anderer Muttersprache liegt.

(3)		 Der Pfarrer kann die ihm zukommenden Aufgaben der Wahlordnung einem Mit-
glied des Pastoralteams schriftlich übertragen. Es soll jeder nur in einer Gemein-
de diese Aufgaben wahrnehmen.

§ 6 Neutralität

Der Pfarrer hat bei der Wahrnehmung seiner Amtspflichten die seiner Stellung ange-
messene Unparteilichkeit zu wahren. Nach Bekanntgabe der Kandidatenliste hat er 
sich jeglicher Einflussnahme für oder gegen bestimmte Kandidaten zu enthalten; das 
gilt auch für die im pastoralen Dienst der Gemeinde von Katholiken anderer Mutter-
sprache tätigen Mitarbeiter und für die Angestellten im Gemeindebüro.

Artikel II
WAHLVORBEREITUNG

§ 7 Bestellung eines Vorbereitenden Wahlausschusses

(1)		 Spätestens neun Monate vor der Wahl wählt der Gemeinderat wenigstens drei 
Gemeindemitglieder in den Vorbereitenden Wahlausschuss sowie zusätzlich des-
sen Vorsitzenden, der damit zum Wahlbeauftragten der Gemeinde wird. Die zu 
wählenden Mitglieder des Vorbereitenden Wahlausschusses müssen die Voraus-
setzungen von § 3 Abs. 1 Buchst. a bis c erfüllen. Von ihnen muss mindestens 
eines dem Gemeinderat als gewähltes Mitglied gemäß § 30 Abs. 1 Buchst. b 
(SynO) angehören. Der Pfarrer gehört dem Vorbereitenden Wahlausschuss an.

(2)		 Der Wahlbeauftragte erhält die für die Wahl erforderlichen Informationen 
und Materialien und trägt für die Erfüllung der Aufgaben des Vorbereitenden 
Wahlausschusses Verantwortung.

§ 8 Festlegung des Wahlverfahrens

Spätestens sechs Monate vor der Wahl entscheidet der Gemeinderat darüber, ob die 
Wahl in allgemeiner Briefwahl gemäß § 21 oder im Wahllokal gemäß § 20 Abs. 1 
erfolgt.
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§ 9 Aufteilung in Wahlbezirke

(1)		 Der Gemeinderat kann 6 Monate vor der Wahl durch Beschluss eine Aufteilung 
der Kandidatenliste nach Wahlbezirken und den Zuschnitt der Wahlbezirke vor-
nehmen. Jeder Wahlberechtigte ist einem Wahlbezirk zuzuordnen.

(2)		 Spätestens fünf Wochen vor der Wahl ist durch Beschluss des Gemeinderates die 
Anzahl der für jeden Wahlbezirk zu wählenden Mitglieder des Gemeinderates 
festzulegen.

(3)		 Die Beschlüsse gemäß Abs. 1 und 2 sind in ortsüblicher Weise zu veröffentlichen.

§ 10 Festlegung von Wahllokal(en) und Wahlzeit(en)

(1)		 In jeder Gemeinde wird ein Wahllokal eingerichtet. Das Wahllokal muss am 
Sonntag wenigstens drei Stunden geöffnet sein. Die Wahlberechtigten sind dar-
über zu informieren, wo sie ihre Stimme zu welcher Zeit abgeben können.

(2)		 Wurde eine Aufteilung in Wahlbezirke gemäß § 9 vorgenommen, so ist für jeden 
Wahlbezirk ein Wahllokal gemäß Abs. 1 einzurichten. 

(3)		 Für jedes Wahllokal sind die Öffnungszeiten spätestens 6 Monate vor der Wahl 
festzulegen.

§ 11 Bekanntgabe des Wahltermins und Aufforderung, Kandidaten zu benennen

Der Pfarrer trägt Sorge für die fristgerechte Bekanntgabe des Wahltermins und der 
Aufforderung zur Kandidatenbenennung. Spätestens neun Wochen vor der Wahl ist 
der Wahltermin der Gemeinde durch Vermeldung in allen Gottesdiensten am Sams-
tagabend und am Sonntag, durch Aushang an allen Gottesdienstorten für die Dau-
er von einer Woche und gegebenenfalls im Gemeindebrief mitzuteilen; gleichzeitig 
werden die Wahlberechtigten aufgefordert, Wahlvorschläge einzureichen.

§ 12 Wahlvorschläge

(1)		 Wahlvorschläge müssen spätestens fünf Wochen vor dem Wahltermin dem Vor-
bereitenden Wahlausschuss schriftlich vorliegen.

(2)		 Wahlvorschläge – für jeden Wahlbezirk gesondert – können einreichen
	 a)	 der Pfarrer,
	 b)	 der Gemeinderat,
	 c)	 mindestens zehn wahlberechtigte Mitglieder der Gemeinde von Katholiken 

anderer Muttersprache, die alle ihren Vorschlag unterschreiben müssen.

(3)		 Auf den Vorschlägen müssen Namen und Vornamen, Geburtsdatum und Adres-
se der Kandidaten aufgeführt sein. 
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(4)		 Allen Wahlvorschlägen ist das schriftliche Einverständnis jedes genannten Kandi-
daten zur Kandidatur beizufügen.

(5)		 Kandidaten, die ihren Hauptwohnsitz nicht in der Gemeinde von Katholiken 
anderer Muttersprache haben, haben außerdem eine schriftliche Erklärung bei-
zufügen, dass sie nicht für eine Wahl zu einem anderen Gemeinderat einer Ge-
meinde von Katholiken anderer Muttersprache kandidieren und während der 
betreffenden Wahlperiode auch nicht kandidieren werden.

§ 13 Prüfung der Wahlvorschläge

(1)		 Der Vorbereitende Wahlausschuss prüft die Wählbarkeit der auf den Wahlvor-
schlägen genannten Kandidaten.

		 Die Ablehnung eines Kandidaten ist diesem sowie dem Bischöflichen Ordinariat 
– Diözesansynodalamt – schriftlich mit Angabe der Gründe spätestens vier Wo-
chen vor dem Wahltermin mitzuteilen.

(2)		 Die Mitteilung muss den Hinweis enthalten, dass der Kandidat gegen die Ab-
lehnung binnen drei Tagen Einspruch beim Bischöflichen Ordinariat – Diözesan-
synodalamt – einlegen kann. Über den Einspruch entscheidet das Bischöfliche 
Ordinariat – Diözesansynodalamt – nach Anhören des abgelehnten Kandidaten 
spätestens 20 Tage vor der Wahl. Diese Entscheidung ist endgültig.

§ 14 Aufstellung der Kandidatenliste

(1)		 Der Vorbereitende Wahlausschuss stellt aus den eingegangenen Wahlvorschlä-
gen die Kandidatenliste zusammen. Wurde eine Aufteilung in Wahlbezirke vor-
genommen, stellt der Vorbereitende Wahlausschuss für jeden Wahlbezirk eine 
eigene Kandidatenliste zusammen. Jede Liste soll doppelt so viele Kandidaten 
und muss wenigstens eine um die Hälfte höhere Anzahl von Kandidaten enthal-
ten als Mitglieder – im jeweiligen Wahlbezirk – in den Gemeinderat zu wählen 
sind. Wurden keine Wahlvorschläge eingereicht oder wurden nicht genügend 
Kandidaten vorgeschlagen, ergänzt der Vorbereitende Wahlausschuss die Listen 
durch von ihm aufgestellte Kandidaten. Für die von ihm benannten Kandidaten 
hat der Vorbereitende Wahlausschuss die Einverständniserklärung gemäß § 12 
Abs. 4 einzuholen.

(2) 		 Die Kandidatenliste enthält von allen Kandidaten den Namen, den Vornamen 
und den Wohnort; die Kandidaten können freiwillig weitere Angaben ergänzen. 
Die Reihenfolge wird durch das Los bestimmt. 

		 Auf der Kandidatenliste ist zu vermerken, dass die Reihenfolge der Kandidaten 
durch das Los bestimmt wurde. 
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(3)		 Die Namen der Kandidaten, die ihren Hauptwohnsitz nicht in auf dem Gebiet 
der Gemeinde von Katholiken anderer Muttersprache haben, sind als solche zu 
kennzeichnen.

(4)		 Der vorbereitende Wahlausschuss übermittelt an das Diözesansynodalamt bis 
vier Wochen vor dem Wahltermin eine Liste mit den Daten gemäß § 12 Abs. (3).

§ 15 Pflicht zur Wahlbenachrichtigung

(1)		 Der Vorbereitende Wahlausschuss hat spätestens zwei Wochen vor der Wahl für 
die Benachrichtigung aller Wahlberechtigten durch eine amtliche Wahlbenach-
richtigungskarte oder die Unterlagen zur allgemeinen Briefwahl zu sorgen, so-
weit das möglich ist. Die Benachrichtigung muss den Wahltermin, das Wahllokal 
und die Wahlzeit bzw. die Informationen zur Rückgabe der Briefwahlunterlagen 
enthalten.

(2)	 	Wahlberechtigte, für die im Melderegister ein Sperrvermerk eingetragen ist, 
sind bei allgemeiner Briefwahl durch Aushang zu informieren, dass sie zur Inan-
spruchnahmen ihres Wahlrechts im Gemeindebüro einen Wahlschein beantra-
gen müssen.

§ 16 Unterlagen zur Wahl

(1)		 Der Vorbereitende Wahlausschuss hat für die Herstellung der Stimmzettel zu 
sorgen.

(2)		 Für die Briefwahl sind außer den Stimmzetteln noch Briefwahlscheine, Stimm-
zettelumschläge und Briefwahlumschläge zu besorgen.

(3)		 Auf dem Stimmzettel sind der Name der betreffenden Gemeinde von Katholiken 
anderer Muttersprache, bei einer Aufteilung dieser Gemeinde auch der Wahlbe-
zirk, der Wahltermin und die Zahl der zu wählenden Mitglieder des Gemeinde-
rates anzugeben sowie der Hinweis, dass die Reihenfolge durch das Los ermittelt 
wurde.

(4)		 Ist die Gemeinde von Katholiken anderer Muttersprache in Wahlbezirke aufge-
teilt, so ist für jeden Wahlbezirk ein eigener Stimmzettel herzustellen, der nur die 
Namen der für den jeweiligen Wahlbezirk vorgeschlagenen Kandidaten enthal-
ten darf.

(5)		 Die Namen der Kandidaten, die ihren Hauptwohnsitz nicht auf dem Gebiet der 
Gemeinde von Katholiken anderer Muttersprache haben, sind als solche zu 
kennzeichnen.
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§ 17 Wahlzeit(en) und Wahllokal(e)

(1)		 Spätestens 21 Tage vor der Wahl bestellt der Gemeinderat für jedes Wahllokal 
den Wahlvorstand und dessen Vorsitzenden.

(2)	 	Der Wahlvorstand besteht aus wenigstens drei Personen. Wahlkandidaten kön-
nen nicht in den Wahlvorstand berufen werden.

(3)		 Aufgabe des Wahlvorstandes ist es, für einen ungestörten Ablauf der Wahl zu 
sorgen und die Auszählung der Stimmen vorzunehmen.

(4)		 Es kann ein eigener Wahlvorstand für die Briefwahl eingerichtet werden. An-
sonsten ist der Wahlvorstand desjenigen Wahllokals für die Briefwahl zuständig, 
an dem das Gemeindebüro seinen Sitz hat. 

(5)		 Für jede Amtshandlung des Wahlvorstands müssen immer mindestens drei Mit-
glieder des Wahlvorstands anwesend sein.

§ 18 Bestellung eines Wahlvorstandes

(1)		 Die Kandidatenliste, das (die) Wahllokal(e) und die Wahlzeit(en) sind der Ge-
meinde spätestens am zweiten Samstag vor dem Wahltag durch Aushang an je-
dem Kirchort und gegebenenfalls im Gemeindebrief mitzuteilen. Die Aushänge 
müssen bis zum Wahltermin für jeden zugänglich sein.

(2)		 Bei der Vermeldung in allen Gottesdiensten an den beiden Sonntagen vor der 
Wahl sowie am Wahltag (jeweils einschließlich der Vorabendmessen) wird auf 
die Art der Bekanntgabe der Kandidatenliste und auf eine etwaige Vorstellung 
der Kandidaten hingewiesen. Gleichzeitig werden das (die) Wahllokal(e) und die 
Wahlzeit(en) bekannt gegeben.

Artikel III
WAHL

§ 19 Bekanntgabe von Kandidatenliste(n), Wahllokal(en) und Wahlzeit(en)

(1)		 Die Wahlhandlung ist öffentlich, die Stimmabgabe geheim. Jeder Wahlberech-
tigte darf nur einen Stimmzettel abgeben.

(2)		 Der Wähler hat so viele Stimmen, wie Kandidaten in den Gemeinderat zu wäh-
len sind bzw. bei Aufteilung in Wahlbezirke, wie im jeweiligen Wahlbezirk Kan-
didaten in den Gemeinderat zu wählen sind.
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(3)		 Ein Stimmzettel ist ungültig, wenn auf ihm mehr Namen angekreuzt als Perso-
nen zu wählen sind oder wenn sich auf ihm weitere handschriftliche Zusätze 
befinden.

(4)		 Eine Vertretung bei der Stimmabgabe ist unzulässig. Ein Wahlberechtigter, der 
des Lesens unkundig oder der wegen einer Behinderung nicht in der Lage ist, 
den Stimmzettel zu kennzeichnen, zu falten, diesen selbst in die Wahlurne zu 
werfen oder dem Wahlvorstand zu übergeben, kann sich einer Hilfsperson be-
dienen.

§ 20 Allgemeine Bestimmungen zur Wahl

(1)		 Bei Durchführung der Gemeinderatswahl als Wahl im Wahllokal hat jeder Wahl-
berechtigte auf Antrag die Möglichkeit, sich an der Wahl brieflich zu beteiligen.

(2)		 Für die Vorbereitung und Durchführung der Briefwahl ist der Wahlvorstand 
verantwortlich. Er kann Mitglieder des Pastoralteams oder Angestellte des Ge-
meindebüros mit der Entgegennahme von Anträgen auf Briefwahl, mit der Aus-
stellung von Briefwahlscheinen sowie mit der Ausgabe der Briefwahlunterlagen 
beauftragen. Die Beauftragung anderer Personen ist unzulässig.

(3)		 Der Antrag auf Briefwahl ist frühestens einen Monat vor der Wahl und spätes-
tens bis zwei Tage vor Beendigung der Wahl schriftlich beim Wahlvorstand oder 
im Pfarramt zu stellen. Der Antrag ist vom Antragsteller selbst zu unterzeichnen.

(4)		 Der Wahlvorstand oder der von ihm Beauftragte hat sich zu überzeugen, dass 
der Antragsteller wahlberechtigt ist und stellt sodann den Briefwahlschein aus. 

		 Die Anträge auf Briefwahl sind fortlaufend zu nummerieren. Die Nummerierung 
entspricht der Nummer des jeweiligen Briefwahlscheines. Auf dem Antrag sind 
zu vermerken:

	 a)	 die Weise der Feststellung der Wahlberechtigung (z. B. Nachweis durch Wahl-
benachrichtigungskarte / Nachweis durch Wählerliste);

	 b)	 Ausgabedatum und Art der Übergabe der Briefwahlunterlagen (persönlich / 
per Post / mittels Boten).

		 Etwa fehlende Angaben zur Person (Vorname, Geburtsdatum, Adresse) sind zu 
ergänzen. 

		 Die Namen derjenigen, für die Briefwahlscheine ausgestellt wurden, sind ent-
weder in der Wählerliste zu kennzeichnen oder in ein besonderes Verzeichnis 
aufzunehmen. 

		 Es ist dafür Sorge zu tragen, dass die Briefwähler nicht nochmals ihre Stimme in 
einem Wahllokal abgeben.
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(5)		 Die Aushändigung der Briefwahlunterlagen (Briefwahlschein, Stimmzettel, 
Stimmzettelumschlag, Briefwahlumschlag) erfolgt entweder durch Übergabe an 
den Antragsteller oder durch die Post oder durch Boten, die keine Kandidaten 
sein dürfen. Werbematerial für einzelne Kandidaten darf weder den Briefwah-
lunterlagen beigelegt noch zusammen mit den Briefwahlunterlagen überreicht 
werden; ebenso darf anlässlich der Übergabe der Briefwahlunterlagen nicht für 
einzelne Kandidaten geworben werden.

§ 21 Allgemeine Briefwahl

(1)		 Auf Beschluss des Gemeinderates gemäß § 8 kann die Wahl als allgemeine Brief-
wahl durchgeführt werden.

(2)		 Die Wahlberechtigten erhalten Unterlagen gemäß § 15 und § 16. Erhält ein 
Wahlberechtigter keine Unterlagen, so kann er Briefwahl im Pfarramt gemäß  
§ 20 Absatz 3 bis 5 beantragen.

		 Auch bei einer allgemeinen Briefwahl muss der Wahlvorstand am Wahltag ein 
Wahllokal gemäß § 10 einrichten.

§ 22 Durchführung der Briefwahl

(1)		 Der Briefwähler füllt den Stimmzettel persönlich – oder bei Bedarf mittels einer 
Hilfsperson – aus, legt den Stimmzettel in den Stimmzettelumschlag und ver-
schließt diesen. Auf dem Briefwahlschein hat der Wähler oder die Hilfsperson 
zu versichern, dass der Stimmzettel persönlich oder gemäß dem erklärten Wil-
len des Wahlberechtigten gekennzeichnet worden ist. Fehlt der Briefwahlschein 
oder ist der Briefwahlschein nicht unterschrieben, so ist der Stimmzettel ungül-
tig.

		 Der Briefwahlschein wird zusammen mit dem verschlossenen Stimmzettelum-
schlag in den (farbigen) Wahlbriefumschlag gelegt und der Umschlag wird ver-
schlossen. 

		 Der Briefwähler kann den verschlossenen Wahlbrief 
	 a)	 dem Pfarramt so rechtzeitig zustellen, dass der Wahlbrief spätestens am Tag 

vor Beendigung der Wahl dort eingegangen ist, oder 
	 b)	 an einer vom Wahlvorstand eingerichtete Abgabestelle abgeben, oder
	 c)	 spätestens bis zur Schließung des Wahllokals dem Wahlvorstand zuleiten.

(2)		 Der zuständige Wahlvorstand prüft die ordnungsgemäße Abgabe der Briefwahl-
stimmen. Der Wahlvorstand kann bis zum Tag vor Beginn der Wahl die eingegan-
genen Wahlbriefe vorab auf ihre Gültigkeit prüfen. Dazu hat er sich zuerst davon 
zu überzeugen, dass die ausschließlich eine Wahlurne leer ist. Anschließend wird 
die Wahlurne verschlossen. Dann kann der Wahlvorstand die Briefwahlscheine 
kontrollieren und die Stimmzettelumschläge, denen ein gültig unterschriebener 
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Briefwahlschein beilag, verschlossen in die eine Wahlurne legen. Die Wahlurne 
ist verschlossen aufzubewahren und erst nach Beendigung der Wahl zu öffnen. 
Die Wähler, die bereits durch Briefwahl ihre Stimme abgegeben haben, sind in 
der Wählerliste besonders zu kennzeichnen. Die am Wahltag verschlossen im 
Wahllokal vorliegenden Briefwahlumschläge werden ebenso geöffnet und ge-
prüft. Die Öffnung aller Stimmzettelumschläge erfolgt zu Beginn der Stimmaus-
zählung.

§ 23 Die Wahl im Wahllokal

(1)		 Der Vorsitzende des Wahlvorstandes hat die Aufgaben des Wahlvorstandes vor 
Beginn der Wahlhandlung auf die einzelnen Beisitzer zu verteilen. Es müssen we-
nigstens drei Mitglieder des Wahlvorstandes im Wahllokal anwesend sein. Wenn 
der Vorsitzende nicht selbst anwesend ist, hat er den Vorsitz einem Beisitzer zu 
übertragen.

(2)		 Sofern der Wahlvorstand nicht vorab Stimmzettelumschläge in die Wahlurne ge-
legt hat (§ 22 Abs. 2), hat sich der Wahlvorstand vor Abgabe des ersten Stimm-
zettels im Wahllokal zu überzeugen, dass die Wahlurne leer ist und anschließend 
die Wahlurne zu verschließen.

(3)		 Der Wahlvorstand hat die Wähler in einer Liste oder Kartei zu vermerken, die 
Vor- und Zuname, Anschrift und Geburtsdatum des Wählers enthalten muss. 
Ergibt sich die Wahlberechtigung nicht aus der Kartei, so ist diese durch Vorlage 
von Urkunden oder anderweitig zur Gewissheit des Wahlvorstandes nachzuwei-
sen. Hinter jeder Eintragung ist zu vermerken, wie die Wahlberechtigung gemäß 
§ 2 festgestellt worden ist. In die Liste sind mit einem Vermerk über den Grund 
auch diejenigen aufzunehmen, die nicht zur Wahl zugelassen worden sind.

(4)		 Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder der wegen einer Behinde-
rung nicht in der Lage ist, den Stimmzettel zu kennzeichnen, zu falten, diesen 
selbst in die Wahlurne zu legen oder dem Wahlvorstand zu übergeben, bestimmt 
eine Hilfsperson, deren er sich bei der Stimmabgabe bedienen will, und gibt dies 
dem Wahlvorstand bekannt. 

	 a)	 Hilfsperson kann auch ein vom Wähler bestimmtes Mitglied des Wahlvorstan-
des sein. 

	 b)	 Die Hilfeleistung hat sich auf die Erfüllung der Wünsche des Wählers zu be-
schränken. Die Hilfsperson darf gemeinsam mit dem Wähler die Wahlkabine 
aufsuchen, soweit das zur Hilfeleistung erforderlich ist.

	 c)	 Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei 
der Hilfeleistung von der Wahl eines anderen erlangt hat.

(5)		 Bei allgemeiner Briefwahl ist zum Nachweis der Wahlberechtigung zwingend der 
Briefwahlschein mitzubringen.
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(6)		 Der Wähler legt den gefalteten Stimmzettel in die Wahlurne. 

(7)		 Nach Ablauf der Wahlzeit dürfen nur noch die Wähler zur Stimmabgabe zuge-
lassen werden, die vorher schon im Wahlraum anwesend waren

Artikel IV
WAHLERGEBNIS

§ 24 Feststellung des Wahlergebnisses

(1)		 Die Feststellung des Wahlergebnisses obliegt dem Wahlvorstand. Sie hat unver-
züglich nach Abschluss der Wahlhandlung zu erfolgen.

(2)		 Wenn der Vorsitzende des Wahlvorstandes die Wahl für geschlossen erklärt hat, 
werden die Stimmzettel aus der Wahlurne genommen, gezählt und ihre Anzahl 
mit der Anzahl der im Wählerverzeichnis notierten Wähler verglichen. Ergibt sich 
dabei auch nach wiederholter Zählung eine Verschiedenheit, so ist diese in der 
Niederschrift anzugeben und möglichst zu erläutern.

(3)		 Der Wahlvorstand hat die ungültigen Stimmzettel auszuscheiden und die auf 
den gültigen Stimmzetteln für die einzelnen Kandidaten abgegebenen Stimmen 
zu zählen. Im Zweifel beschließt der Wahlvorstand mit einfacher Mehrheit über 
die Gültigkeit eines Stimmzettels; bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-
zende.

(4)		 In Gemeinden von Katholiken anderer Muttersprache, die in Wahlbezirke auf-
geteilt wurden, sind diejenigen Kandidaten aus dem betreffenden Wahlbezirk 
gewählt, welche die meisten Stimmen erhalten.

(5)		 Bei Kandidaten, die ihren Hauptwohnsitz nicht in der betreffenden Gemeinde 
von Katholiken anderer Muttersprache haben, ist die in § 3 Abs. 3 Satz 2 ge-
nannte Höchstzahl zu beachten.

(6)		 In Gemeinden von Katholiken anderer Muttersprache mit mehreren Wahlvor-
ständen stellen die Vorsitzenden der Wahlvorstände in einer gemeinsamen 
Sitzung, die unverzüglich nach Abschluss der Auszählung stattfinden soll, das 
Wahlergebnis fest. Die Sitzung wird von dem ältesten Vorsitzenden der Wahlvor-
stände einberufen und geleitet.

(7)		 Gewählt sind diejenigen Kandidaten, welche die meisten Stimmen erhalten, und 
zwar so viele Personen, wie Mitglieder in den Gemeinderat zu wählen waren. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los.
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		 Wurde eine Aufteilung nach Wahlbezirken vorgenommen, setzt sich der Ge-
meinderat aus den gemäß Abs. 4 in den Wahlbezirken gewählten Mitgliedern 
zusammen.

(8)		 Über die Wahlhandlung und die Einhaltung aller Vorgaben dieser Wahlordnung, 
die Stimmenauszählung und die Feststellung des Wahlergebnisses hat der Wahl-
vorstand eine Niederschrift anzufertigen, die von allen Mitgliedern zu unter-
schreiben ist. Das Wahlergebnis ist dem Diözesansynodalamt mitzuteilen.

(9)		 Die Wahlniederschrift ist zu den Akten des Pfarramts zu nehmen. Alle personen-
bezogenen Daten sind nach sieben Monaten auch elektronisch zu vernichten, 
sofern kein Wahlprüfungsverfahren eingeleitet wurde.

§ 25 Ersatzmitglieder

(1)		 Kandidaten, die nicht in den Gemeinderat gewählt wurden, sind Ersatzmitglie-
der. Sie rücken beim vorzeitigen Ausscheiden eines Mitgliedes gemäß § 30 Abs. 
1 Buchst. b SynO in der Reihenfolge der durch die Auszählung gemäß § 24 Abs. 
7 ermittelten Stimmenzahl bzw. des Losentscheids für den Rest der Amtszeit des 
Gemeinderates nach, sofern sie zum Zeitpunkt des Nachrückens die Vorausset-
zungen der Wählbarkeit gemäß § 3 erfüllen.

(2)		 Scheidet in Gemeinden von Katholiken anderer Muttersprache, die in Wahlbezir-
ke aufgeteilt wurden, ein Mitglied aus dem Gemeinderat aus, rückt der Kandi-
dat mit der nächsthöchsten Stimmenzahl aus der Reserveliste des Wahlbezirkes 
nach.

(3)		 Sofern ein nicht auf dem Gebiet der Gemeinde von Katholiken anderer Mutter-
sprache wohnendes Ersatzmitglied nachrücken soll, ist die in § 3 Abs. 3 Satz 2 
genannte Höchstzahl zu beachten.

(4)		 Falls in einem Gemeinderat nach Erschöpfung der Ersatzliste weitere Mitglieder 
ausscheiden, so erfolgt für den Rest der Amtsdauer des Gemeinderates eine 
Ersatzwahl durch den Gemeinderat. Bei dieser Ersatzwahl sind die Vorschriften 
über die Wählbarkeit zu beachten. In Gemeinden von Katholiken anderer Mut-
tersprache, die in Wahlbezirke aufgeteilt waren, findet eine Nachwahl durch die 
Mitglieder des Gemeinderates aus dem Wahlbezirk statt, in dem nach Erschöp-
fung der Ersatzliste weitere Mitglieder ausscheiden. 

(5)		 Die Namen eines ausgeschiedenen Mitgliedes und des nachgerückten bzw. 
nachgewählten Mitgliedes sind dem Diözesansynodalamt mitzuteilen.
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§ 26 Bekanntgabe des Wahlergebnisses

	Der Pfarrer hat das Wahlergebnis in allen Gottesdiensten am folgenden Sonntag 
(einschließlich der Vorabendmesse) zu vermelden sowie durch Aushang an allen 
Kirchorten für die Dauer von mindestens zwei Wochen und gegebenenfalls im Ge-
meindebrief bekannt zu geben. Im Wahlergebnis sind auch die Stimmenzahl und die 
Reihenfolge der Ersatzmitglieder mit der Stimmenzahl aufzuführen.

§ 27 Einspruchsrecht
(1)		 Gegen die Gültigkeit der Wahl ist Einspruch möglich. Näheres ist in § 3 der Syn-

odalordnung geregelt.

(2)		 Dem Kirchenanwalt beim Bischöflichen Gericht steht das Einspruchsrecht inner-
halb einer Frist von sechs Monaten nach dem Wahlsonntag zu.

(3)		 Über den Einspruch entscheidet endgültig ein Einspruchsausschuss. Er besteht 
aus einem von dem für den synodalen Bereich zuständigen Bischofsvikar zu er-
nennenden kirchlichen Richter als Vorsitzendem. Beisitzer sind der jeweilige Re-
ferent für die Belange der Katholiken anderer Muttersprache im Bischöflichen 
Ordinariat und ein Katholik anderer Muttersprache, der vom Bischofsvikar für 
das jeweilige Verfahren berufen wird und der betreffenden Nationalität angehö-
ren soll. Der Einspruchsausschuss ist in seinem Verfahren frei.

(4)		 Der Einspruch hindert weder die Konstituierung noch die weitere Arbeit des 
Gemeinderates, es sei denn, der Einspruchsausschuss erlässt eine entgegenste-
hende einstweilige Anordnung.
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ORDNUNG FÜR DIE KONSTITUIERUNG DES GEMEINDERATES 
IN GEMEINDEN VON KATHOLIKEN ANDERER MUTTERSPRACHE

SOWIE FÜR DIE WAHLEN IM GEMEINDERAT UND
FÜR DIE BENENNUNG VON KANDIDATEN FÜR ANDERE GREMIEN 

DURCH DEN GEMEINDERAT
(Konst GRKaM)

§ 1 Konstituierende Sitzung des Gemeinderates

(1)		 In der konstituierenden Sitzung des Gemeinderates sind der Vorsitzende und sei-
ne Stellvertreter zu wählen. Die konstituierende Sitzung des Gemeinderates fin-
det spätestens einen Monat nach der Wahl des Gemeinderates statt. Der Pfarrer 
lädt zu dieser Sitzung ein und leitet die Sitzung bis zur Wahl eines Vorsitzenden.

(2)		 In die Tagesordnung der konstituierenden Sitzung sind folgende Punkte aufzu-
nehmen:

	 -	 Wahl des Vorsitzenden;
	 - 	 Wahl mindestens eines Stellvertreters des Vorsitzenden;
	 - 	 gemäß § 33 Abs. 3 Buchst. g SynO Wahl von bis zu zwei Mitgliedern gemäß 

§ 30 Abs. 1 Buchst. b SynO in den Pfarrgemeinderat der Pfarrei, auf deren 
Territorium der Dienstsitz der Gemeinde von Katholiken anderer Mutterspra-
che liegt;

		  oder Wahl von zwei Mitgliedern gemäß § 30 Abs. 1 Buchst. b SynO in die 
Arbeitsgemeinschaft der Gemeinden von Katholiken anderer Muttersprache 
in der Pfarrei, auf deren Territorium mehrere Gemeinden von Katholiken an-
derer Muttersprache ihren Dienstsitz haben.

	 - 	 Ist der Dienstsitz der Gemeinde von Katholiken anderer Muttersprache in 
einem Pastoralen Raum mit mehreren Pfarreien, erfolgt anstelle der Wahl von 
Mitgliedern des Pfarrgemeinderats gemäß § 16 Abs. 2 Buchst. e SynO die 
Wahl von mindestens zwei Vertretern des Gemeinderates in den Pastoralaus-
schuss des Pastoralen Raumes. Einer dieser Vertreter muss dem Vorstand des 
Gemeinderates angehören muss;

	 - 	 in den Bezirken Frankfurt und Wiesbaden Wahl eines Mitgliedes des Gemein-
derates in die Stadtversammlung sowie die Wahl eines Stellvertreters, der 
dieses Mitglied im Verhinderungsfall vertritt, gemäß § 33 Abs. 3 Buchst. h 
SynO;

	 - 	 Benennung von Kandidaten für den Vorsitz in der Bezirksversammlung, den 
stellvertretenden Vorsitz der Bezirksversammlung, den Bezirkssynodalrat, die 
Diözesanversammlung.
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(3)		 In der konstituierenden Sitzung oder in einer weiteren Sitzung, die spätestens 
zwei Monate nach der Wahl des Gemeinderates stattfinden muss, sind die Vertre-
ter des Gemeinderates in den Rat der Gemeinden von Katholiken anderer Mut-
tersprache zu wählen und Kandidaten für den Bezirkssynodalrat zu benennen.

(4)		 Alle Wahlen sind geheim. Bei der Berufung von Kandidaten für Wahlen in an-
deren Gremien, kann davon abgewichen werden, wenn sich kein Widerspruch 
erhebt.

§ 2 Wahl des Vorsitzenden und seines/seiner Stellvertreter(s)

(1)		 Der Vorsitzende und sein(e) Stellvertreter werden in getrennten Wahlen gewählt.

(2)		 Zum Vorsitzenden ist gewählt, wer im ersten Wahlgang mehr als die Hälfte der 
Stimmen der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder erhält. Wird ein zweiter 
Wahlgang erforderlich, ist gewählt, wer die meisten Stimmen erhält. Bei Stim-
mengleichheit im zweiten Wahlgang erfolgt eine Stichwahl. Bei erneuter Stim-
mengleichheit entscheidet das Los.

(3)		 Die Wahl des/der Stellvertreter(s) erfolgt in einer gemeinsamen Wahl. Im ersten 
Wahlgang sind die Kandidaten gewählt, welche die meisten Stimmen erhalten, 
mindestens jedoch mehr als die Hälfte der Stimmen der anwesenden stimm-
berechtigten Mitglieder. Wird ein zweiter Wahlgang erforderlich, sind die Kan-
didaten gewählt, welche die meisten Stimmen erhalten. Ergibt ein Wahlgang 
Stimmengleichheit, erfolgt eine Stichwahl. Bei erneuter Stimmengleichheit ent-
scheidet das Los.

(4)		 Die Reihenfolge der Stellvertretung ergibt sich aus der Zahl der auf die Kandida-
ten entfallenen Stimmen. Die im ersten Wahlgang gewählten Mitglieder sind vor 
den im zweiten Wahlgang gewählten Mitgliedern zu berücksichtigen.

§ 3 Wahl der Vertreter des Gemeinderates im Pfarrgemeinderat 
oder Pastoralausschuss

(1)		 Der Gemeinderat wählt
		 entweder ein bis zwei Mitglieder gemäß § 30 Abs. 1 Buchst. b SynO in den 

Pfarrgemeinderat der nach dem 1.1.2012 errichteten oder in den Grenzen ver-
änderten Pfarrei, in deren Gebiet die Gemeinde von Katholiken anderer Mutter-
sprache ihren Dienstsitz hat;

		 oder zwei Mitglieder gemäß § 30 Abs. 1 Buchst. b SynO in die Arbeitsgemein-
schaft der Gemeinden von Katholiken anderer Muttersprache in der Pfarrei;

		 oder mindestens zwei seiner Mitglieder in den Pastoralausschuss des Pastoralen 
Raumes, davon muss eines Mitglied des Vorstandes sein.
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		 Für jedes Mitglied des Pfarrgemeinderates oder Pastoralausschusses kann der 
Gemeinderat einen Stellvertreter wählen, der das gewählte Mitglied im Verhin-
derungsfall mit allen Rechten vertritt.

(2)		 Für diese Wahl gelten die Bestimmungen des § 2 Abs. 2. bzw. 3

§ 4 Wahl eines Mitgliedes und seines Stellvertreters des Gemeinderates
in die Stadtversammlung

(1)		 In den Bezirken Frankfurt und Wiesbaden wählt der Gemeinderat gemäß § 63 
Abs. 1 Buchst. b SynO eines seiner Mitglieder in die Stadtversammlung und für 
dieses Mitglied einen Stellvertreter, der es im Fall der Verhinderung vertritt.

(2)		 Für diese Wahl gelten die Bestimmungen des § 2 Abs. 2.

§ 5 Benennung von Kandidaten für den Vorsitz 
wie für den stellvertretenden Vorsitz der Bezirksversammlung, 

den Bezirkssynodalrat und die Diözesanversammlung

Die Benennung von geeigneten Personen für den Vorsitz wie für die weiteren Mit-
glieder des Vorstandes der Bezirksversammlung, den Bezirkssynodalrat und die Diö-
zesanversammlung erfolgt jeweils durch Beschluss des Gemeinderates.

§ 6 Wahl der Vertreter des Gemeinderates in den
Rat der Gemeinden von Katholiken anderer Muttersprache

(1)		 In den Rat der Gemeinden von Katholiken anderer Muttersprache sind aus seiner 
Mitte zwei Vertreter des Gemeinderates zu wählen.

(2)		 Im ersten Wahlgang sind diejenigen Kandidaten gewählt, welche die meisten 
Stimmen, mindestens jedoch ein Drittel der Stimmen der anwesenden stimmbe-
rechtigten Mitglieder erhalten haben; ergibt sich Stimmengleichheit hinsichtlich 
eines oder mehrerer noch zu wählender Kandidaten, die ein Drittel der Stimmen 
erreichten, erfolgt eine Stichwahl; bei erneuter Stimmengleichheit entscheidet 
das Los. Wird ein zweiter Wahlgang erforderlich, sind diejenigen gewählt, welche 
die meisten Stimmen erhalten haben; bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

§ 7 Benennung von Kandidaten für den Bezirkssynodalrat
gemäß § 52 Abs. 1 Buchst. d der Synodalordnung

(1)		 Die Benennung von geeigneten Personen für den Bezirkssynodalrat erfolgt 
durch Beschluss des Gemeinderates.
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(2)		 Der Vorsitzende befragt die vom Gemeinderat benannten Personen nach ihrer 
Bereitschaft, die Kandidatur anzunehmen. Die Kandidaten sind dem Katholi-
schen Bezirksbüro, in dem die betreffende Gemeinde von Katholiken anderer 
Muttersprache ihren Sitz hat, unverzüglich zu melden.

§ 8 Bericht über die Zusammensetzung des Gemeinderates

Der Bericht über die Zusammensetzung des Gemeinderates und seines Vorstandes ist 
bis spätestens zwei Wochen nach der konstituierenden Sitzung auf entsprechenden 
Formblättern mit den Unterschriften des Pfarrers und des Vorsitzenden des Gemein-
derates an das Diözesansynodalamt einzusenden.

§ 9 Ersatzwahl

Wird eine Ersatzwahl in einer Gemeinde notwendig, die nicht in Wahlbezirke aufge-
teilt war, erfolgt diese durch Zuwahl seitens des Gemeinderates. Bei der Wahl sind die 
Bestimmungen des § 2 Abs. 2 dieser Ordnung entsprechend anzuwenden; bei der 
Wahl mehrerer Personen gelten die Bestimmungen des § 2 Abs. 3 dieser Ordnung.

§ 10 Einspruchsrecht

Gegen die Gültigkeit der vorstehend genannten Wahlen ist Einspruch möglich. Nähe-
res ist in § 3 der Synodalordnung geregelt.
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ORDNUNG FÜR DIE WAHL DER VERTRETER DER 
GEMEINDERÄTE VON KATHOLIKEN ANDERER 

MUTTERSPRACHE IN DEN PFARRGEMEINDERAT
(WO KaM PGR)

§ 1 Arbeitsgemeinschaft der Gemeinden von Katholiken anderer Muttersprache

(1)		 In Pfarreien, in deren Gebiet mehrere Gemeinden von Katholiken anderer Mut-
tersprache ihren Sitz haben, wählen die Gemeinderäte je zwei Mitglieder gemäß 
§ 30 Abs. 1 Buchst. b SynO in eine Arbeitsgemeinschaft der Gemeinden von 
Katholiken anderer Muttersprache. Für jedes Mitglied kann ein Stellvertreter ge-
wählt werden. Die Arbeitsgemeinschaft dient dem Ziel, die Aktivitäten der Ge-
meinden von Katholiken anderer Muttersprache im Pfarreigebiet zu vernetzen 
und eine Vertretung in den Pfarrgemeinderat der Pfarrei zu wählen.

(2)		 Zur Konstituierung der Arbeitsgemeinschaft lädt der Pfarrer der Pfarrei spä-
testens 8 Wochen nach der Gemeinderatswahl ein. Er kann ein Mitglied des 
Pastoralteams oder einen Seelsorger der Gemeinden von Katholiken anderer 
Muttersprache mit der Durchführung der Sitzung beauftragen. In die Tagesord-
nung der Konstituierenden Sitzung sind die Wahl der Vertreter im Pfarrgemein-
derat und Vereinbarungen über die weitere Zusammenarbeit aufzunehmen.

(3)		 Die Arbeitsgemeinschaft verständigt sich in der konstituierenden Sitzung über 
die weitere Arbeitsweise.

§ 2 Wahlrecht

(1)		 Wahlberechtigt sind die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft gemäß § 1.

(2)		 Vorschlagsberechtigt sind die Wahlberechtigten sowie die Gemeinderäte in der Pfarrei.

§ 3 Wählbarkeit

Wählbar sind Mitglieder der Gemeinderäte, die in der Pfarrei ihren Sitz haben.

§ 4 Wahl

(1)		 Für die Wahl gelten die Bestimmungen von § 9 SynO.

(2)		 Für jedes Mitglied kann ein Stellvertreter gewählt werden.

§ 5 Einspruchsrecht

Gegen die Gültigkeit der Wahl ist Einspruch möglich. Näheres ist in § 3 SynO. geregelt.
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ORDNUNG FÜR DIE KONSTITUIERUNG
SOWIE FÜR DIE WAHLEN IM PASTORALAUSSCHUSS

UND FÜR DIE BENENNUNG VON KANDIDATEN FÜR ANDERE 
GREMIEN DURCH DEN PASTORALAUSSCHUSS

(Konst PA)

§ 1 Konstituierende Sitzung des Pastoralausschusses

(1)		 In der konstituierenden Sitzung des Pastoralausschusses sind die in Abs. 2 ge-
nannten Wahlen und Benennungen vorzunehmen. Die konstituierende Sitzung 
des Pastoralausschusses findet spätestens acht Wochen nach der letzten Konsti-
tuierung aller beteiligten Pfarrgemeinderäte und Gemeinderäte von Katholiken 
anderer Muttersprache des Pastoralen Raumes statt. Der Priesterliche Leiter des 
Pastoralen Raumes lädt zu dieser Sitzung ein und leitet die konstituierende Sit-
zung bis zur Wahl eines Vorsitzenden.

(2)		 In die Tagesordnung der konstituierenden Sitzung sind folgende Punkte aufzu-
nehmen:

	 -	 Wahl des Vorsitzenden und seines Stellvertreters,
	 -	 Wahl des Vertreters/der Vertreter des Pastoralausschusses in den Bezirkssy-

nodalrat und gegebenenfalls seines Stellvertreters/ihrer Stellvertreter gemäß  
§ 52 Abs. 1 Buchst. d SynO,

	 -	 Benennung von Kandidaten für den Vorsitz in der Bezirksversammlung, den stell-
vertretenden Vorsitz der Bezirksversammlung und die Diözesanversammlung.

§ 2 Wahl des Vorsitzenden und des stellvertretenden Vorsitzenden

(1)		 Zum Vorsitzenden ist gewählt, wer im ersten Wahlgang mehr als die Hälfte der 
Stimmen der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder erhält. Wird ein zweiter 
Wahlgang erforderlich, ist gewählt, wer die meisten Stimmen erhält. Bei Stim-
mengleichheit im zweiten Wahlgang erfolgt eine Stichwahl. Bei erneuter Stim-
mengleichheit entscheidet das Los.

(2)		 Für die Wahl des stellvertretenden Vorsitzenden gelten die Bestimmungen von 
Abs. 1. Die Wahlen finden in getrennten Wahlgängen statt.

§ 3 Wahl des(r) Mitglieds(er) des Bezirkssynodalrates durch den Pastoralausschuss

(1) 		 Der Pastoralausschuss wählt die entsprechende Zahl von Mitgliedern gemäß  
§ 52 Abs. 1 Buchst. d SynO in den Bezirkssynodalrat.

(2)		 Wird nur ein Mitglied und sein Stellvertreter gewählt, müssen die Kandidieren-
den nicht Mitglied des Pastoralausschusses sein; im Falle ihrer Wahl nehmen 
sie ohne Stimmrecht, aber mit Antrags- und Rederecht an den Sitzungen des 
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Pastoralausschusses teil. Für diese Wahl gelten die Bestimmungen des § 2.
		 Werden zwei oder drei Mitglieder des Bezirkssynodalrates gewählt, muss einer 

der Gewählten ein Mitglied des Pastoralausschusses sein. Die anderen gewähl-
ten Mitglieder können ohne Stimmrecht, aber mit Antrags- und Rederecht an 
den Sitzungen des Pastoralausschusses teilnehmen. Für die von ihm gewählten 
Mitglieder des Bezirkssynodalrates kann der Pastoralausschuss für den Fall ihrer 
Verhinderung stimmberechtigte Vertreter wählen.

(3)		 Vorschlagsberechtigt sind die Mitglieder des Pastoralausschusses sowie die Pfarr-
gemeinderäte und die Gemeinderäte von Katholiken anderer Muttersprache des 
Pastoralen Raumes.

(4)		 Werden zwei oder drei Mitglieder des Bezirkssynodalrates gewählt, erfolgt diese 
Wahl in einer gemeinsamen Wahl. Gewählt ist, wer im ersten Wahlgang die 
meisten Stimmen erhält, mindestens jedoch mehr als die Hälfte der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder. Wird ein zweiter Wahlgang erforderlich, ist ge-
wählt, wer die meisten Stimmen erhält. Ergibt ein Wahlgang Stimmengleichheit, 
erfolgt eine Stichwahl. Bei erneuter Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

§ 4 Benennung von Kandidaten für den Vorsitz wie für den stellvertretenden
Vorsitz der Bezirksversammlung und die Diözesanversammlung

(1)		 Die Benennung von geeigneten Personen für den Vorsitz wie für den stellvertre-
tenden Vorsitz der Bezirksversammlung und die Diözesanversammlung erfolgt 
jeweils durch Beschluss des Pastoralausschusses.

(2)		 Der Vorsitzende befragt nach der Sitzung die vom Pastoralausschuss benannten 
Kandidaten nach ihrer Bereitschaft, die Kandidatur anzunehmen. Im Fall der An-
nahme der Kandidatur ist der Kandidat dem Bezirksbüro unverzüglich zu melden.

§ 5 Bericht über die Zusammensetzung des Pastoralausschusses

Der Bericht über die Zusammensetzung des Pastoralausschusses und die erfolgten 
Wahlen ist bis spätestens zwei Wochen nach der konstituierenden Sitzung auf ent-
sprechenden Formblättern mit den Unterschriften des Priesterlichen Leiters und des 
Vorsitzenden des Pastoralausschusses an das Katholische Bezirksbüro und das Diö-
zesansynodalamt einzusenden.

§ 6 Ersatzwahl

Für den Fall einer Ersatzwahl gelten die Bestimmungen des § 2 und § 3 Abs. 2 und 4 
dieser Ordnung; bei der Wahl mehrerer Personen gelten die Bestimmungen des § 4 
Abs. 1 und 2 dieser Ordnung.

§ 7 Einspruchsrecht

Gegen die Gültigkeit der vorstehend genannten Wahlen ist Einspruch möglich. Nähe-
res ist in § 3 der Synodalordnung geregelt.
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